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4 Vorwort

2003 war für die Gewerkschaften in Niedersachsen,
Bremen und Sachsen-Anhalt ein bewegtes Jahr.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund engagierte sich
bezirksweit Schulter an Schulter mit Verbänden und
Kirchen in vielen Städten für den Erhalt des Friedens
in der Golfregion. Mit Mahnminuten und Lichterket-
ten haben Menschen in ganz Europa ein Signal gegen
den Krieg gesetzt. Monate nach dem offiziellen Ende
des Kriegs sterben täglich Menschen im Irak. Wir Ge-
werkschaften werden auch in Zukunft unser Bekennt-
nis für den Frieden ablegen. Terror und Krieg treffen
immer Unschuldige.

Viele Vorhaben der Bundesregierung, die Gerhard
Schröder im Rahmen der Agenda 2010 zu Beginn des
Jahres vorstellte, stoßen auf Ablehnung bei Gewerk-
schaften: Abbau des Kündigungsschutzes, Angriffe auf
die Tarifverträge, Kürzungen bei Arbeitslosen. Der Pro-
test gegen diese Angriffe auf Arbeitnehmerrechte stand
im Mittelpunkt unserer Kundgebungen zum 1. Mai.
Mit vielen Aktionen informierten die DGB-Regionen
landauf, landab über die Auswirkungen. Der gewerk-
schaftliche Protest gegen den geplanten Sozialabbau
erreichte bundesweit am 24. Mai einen Höhepunkt.

Doch die Auseinandersetzung um die Agenda 2010
setzte sich fort in den Herbst hinein, verschärft durch
eine politische Auseinandersetzung um den Bestand
der Tarifautonomie. CDU und FDP wollen Tarifverträge
durch gesetzliche Öffnungsklauseln aufweichen. Die
niedersächsische Landesregierung hat sich mit ihrer
Bundesratsinitiative dabei an die Spitze gesetzt. Mit
dem zu Ende gehenden Jahr können wir Gewerkschaf-
ten erleichtert zur Kenntnis nehmen, dass die Tarif-
autonomie nicht im Vermittlungsausschuss geopfert
worden ist. Unsere Aktionen und Argumente haben
gewirkt. Andere Ergebnisse finden unsere Zustimmung
nicht: weniger Kündigungsschutz, härtere Gangart
bei Arbeitslosen. Unsere Aufgabe im kommenden
Jahr wird sein, über die Auswirkungen zu informieren
und weiter für Alternativen zu streiten.

Gefordert ist der DGB auch von der nun knapp ein
Jahr alten niedersächsischen Landesregierung. Sprach
der neue Ministerpräsident kurz nach seiner Wahl noch
vom Dialog mit den Gewerkschaften, haben Angriffe
auf die Tarifautonomie, Einschnitte bei Beschäftigten
des Öffentlichen Dienstes und die Rückkehr zur Bil-
dungspolitik der 60er Jahre mittlerweile das Verhält-
nis belastet.

Auch in Bremen diktiert nach den Senatswahlen der
Rotstift die Politik. Um einen verfassungskonformen
Haushalt aufstellen zu können, sind Einsparungen wie
noch nie erforderlich. Der DGB forderte den Bremer
Senat auf, auf die brutalen Einschnitte bei den Beschäf-
tigten und bei allen, die auf öffentliche Dienstleistun-
gen angewiesen sind, zu verzichten. Eine erfolgreiche
Fortsetzung der Sanierung sieht der DGB nur, wenn
die öffentlichen Einnahmen deutlich verbessert wer-
den. Nicht nur in Bremen beharrt der DGB daher auf
seiner Forderung nach einer effektiveren Besteuerung
von Unternehmen und einer gerechteren Einbezie-
hung großer Vermögen in die Finanzierung unseres
Gemeinwesens. In keinem entwickelten Land der Erde
tragen Vermögen so wenig zur Finanzierung öffent-
licher Aufgaben bei wie in Deutschland.

Knapp zwei Jahre CDU-FDP-Regierung in Sachsen-
Anhalt haben das Land nicht voran gebracht. Die
Koalitionsregierung hat akute Anfälle von Sparwut,
Privatisierungsdrang und Rationalisierungs-Exzessen
erlitten. Die Wirkungen auf das Land sind chronisch:
die Verwaltungsreform stolpert, die Kinderbetreuung
wird abgemagert, der öffentlicher Dienst ist irritiert,
die Kommunen sind malade, die Investoren lustlos.
Und die Fieberkurve der Arbeitslosigkeit ist nach wie
vor beängstigend hoch.

Der DGB wird die Politik in den drei Ländern weiter
kritisch begleiten und seine Alternativen zum Sozial-
abbau in die öffentliche Diskussion einbringen. Markt-
liberale Politikmodelle greifen in allen Parteien um sich.
Gemeinsam mit Partnern und Verbündeten wollen wir
für eine Bildungspolitik, die gleiche Chancen für alle
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ermöglicht, und eine gerechtere Verteilung von Arbeit,
Einkommen und Vermögen streiten.

Durch die Personaleinstellungen des letzten Jahres hat
der DGB den Frauenanteil im politischen Bereich spür-
bar erhöht. Damit fand der Gender-Mainstreaming-An-
satz auch in der Personalpolitik des DGB-Bezirks seinen
Widerhall. Alle Beschäftigten wurden aufgefordert, in
ihren Entscheidungen und Handlungen die unterschied-

lichen Auswirkungen auf Frauen und Männer zu er-
kennen und zu berücksichtigen.

Wir danken allen Kolleginnen und Kollegen, die im
zurückliegenden Jahr zum Erfolg unserer Arbeit bei-
getragen und sich engagiert für unsere gemeinsamen
Anliegen eingesetzt haben.

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Udo Gebhard

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Stellvertretende 
Bezirksvorsitzende

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhard
Stellvertretender Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
Stellvertretende Bezirksvorsitzende
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Niedersachsen

Ende des Bündnisses für Arbeit und Ausbildung
Die im Februar 2003 neu gewählte CDU/FDP-Landes-
regierung hat das Bündnis zwischen Regierung, Arbeit-
gebern und Gewerkschaften nicht neu aufgelegt. Nach
Einschätzung des DGB hatte das Bündnis kaum vor-
zeigbare Vereinbarungen aufzuweisen, abgesehen von
einigen Verbesserungen der Lage auf dem Lehrstellen-
markt. Daher haben die Gewerkschaften keine beson-
deren Anstrengungen unternommen, die neue Landes-
regierung zu einer Neuauflage des Bündnisses für
Arbeit und Ausbildung zu bewegen.

Mangelnde Ausbildungsplätze
Lediglich 930 freie Ausbildungsstellen standen Ende
Oktober im Landesarbeitsamt Niedersachsen-Bremen
2.020 nicht vermittelten Bewerberinnen und Bewer-
bern zur Verfügung. Nur 1.170 offene Lehrstellen
standen durch die seit Ende September laufende Nach-
vermittlungsaktion und den Bewerber- und Stellen-
meldungen für das neue Ausbildungsjahr 2.500 un-
versorgten Bewerberinnen und Bewerbern gegenüber.
In diese Bilanz der Ausbildungssituation müssten aus
Sicht des DGB die Jugendlichen einbezogen werden,
die aufgrund der fehlenden Ausbildungsplätze nur in
Maßnahmen des Arbeitsamtes untergekommen oder
in Warteschleifen wie Schulen und Kurzzeitjobs aus-
gewichen sind. Der DGB setzt sich angesichts dieser
Lehrstellenlücke für eine Ausbildungsumlage ein, um
die betriebliche Ausbildung langfristig zu sichern.

Die Broschüre „Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungs-
platzmangel – Vorurteile, Fakten & Argumente”, mit
der sich die Abteilungen Jugend und Arbeitsmarkt-
politik öffentlich in die laufende Diskussion einge-
bracht haben, war ein Renner. Die Auflage von 8.500
Stück ist fast vergriffen.

Hohe Jugendarbeitslosigkeit
In Niedersachsen waren im Oktober 2003 zwar 830
Jugendliche unter 25 Jahre weniger als im Vorjahres-
monat arbeitslos gemeldet - aber auch 37.305 sind

noch immer viel zu viel. Besonders schwerwiegend ist
aus Sicht des DGB, dass immer mehr Jugendliche trotz
einer abgeschlossenen Berufsausbildung arbeitslos
werden. Ende Oktober hatten 56,1 Prozent aller ge-
meldeten arbeitslosen Jugendlichen eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung. Im Oktober 2002 waren es
49,7 Prozent und im Oktober 2001 42,5 Prozent ge-
wesen. Auch die Zahl der langzeitarbeitslosen Jugend-
lichen mit abgeschlossener Berufsausbildung wächst.
Ihr Anteil ist innerhalb eines Jahres um 37,3 Prozent
angestiegen.

Mit Argumenten gegen Vorurteile
Gemeinsam mit der Landesarmutskonferenz und der
Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeitslosenprojekte
für Erwachsene in Niedersachsen (Zepra) hat der DGB
die Broschüre „10 Vorurteile gegen Arbeitslose und
Sozialhilfeberechtigte und mehr als 10 Argumente
dagegen” überarbeitet und veröffentlicht. Die Bro-
schüre wird mittlerweile auch bundesweit nachge-

Schwerpunkte
Arbeitsmarkt und Beschäftigung
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fragt. Für die nächste Neuauflage ist geplant, auch
Zahlen aus Sachsen-Anhalt aufzunehmen.

Landesvergabegesetz in Gefahr
Kaum war das Landesvergabegesetz Anfang des Jah-
res in Kraft getreten, hatte die neue Landesregierung
schon seine faktische Abschaffung im Visier. Die gra-
vierendsten geplanten Einschnitte sind das Heraus-
streichen des öffentlichen Personennahverkehrs, die
Erhöhung des Schwellenwertes auf 50.000 Euro und
weiteres Ausblenden der Eigenbetriebe. In Gesprä-
chen mit Vertreterinnen und Vertreter aller Fraktionen
haben wir uns zusammen mit den besonders betrof-
fenen Gewerkschaften für das unveränderte Weiter-
bestehen des Landesvergabegesetzes eingesetzt. Das
Gesetzgebungsverfahren läuft noch. Angesichts der
Mehrheitsverhältnisse im Landtag ist zu befürchten,
dass die ins Visier genommene faktische Abschaffung
auch umgesetzt wird.

Selbstverwaltung Bundesanstalt für Arbeit (BA)
Die beschlossenen Gesetze für moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt (Hartz I und II) und ihre Umset-
zung, die Agenda 2010 sowie die im Gesetzgebungs-
verfahren befindlichen Gesetze Hartz III (Schwerpunkt:
Steuerung der BA) und Hartz IV (Schwerpunkt: Zu-
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
zum Arbeitslosengeld II, Einrichtung von Jobcentern)
standen im Mittelpunkt unserer Diskussion und Arbeit.

Die im Rahmen der Hartz-Gesetze vorgesehene Ab-
schaffung der Selbstverwaltung auf Landesebene, ihre
Verkleinerung auf lokaler Arbeitsamtsebene sowie die
Abschaffung der Stellvertretung in der Selbstverwal-
tung wirkt sich aus Sicht des DGB negativ auf die
Möglichkeit aus, Arbeitsmarktpolitik im Interesse von
Beschäftigten und Arbeitslosen zu beeinflussen. In
der Diskussion mit Bundestagsabgeordneten hat der
DGB versucht, Einfluss auf die geplanten Änderungen
beim Arbeitslosengeld II, den Job-Centern und bei der
Selbstverwaltung zu nehmen. Den Ergebnissen des
Vermittlungsverfahrens haben wir mit gemischten
Gefühlen entgegen gesehen.

Mini-Jobs
Die Abteilungen Frauen- und Arbeitsmarktpolitik führ-
ten gemeinsam mit der Arbeitnehmerkammer in Bre-
men im Juni eine Tagung zum Thema „Mini-Jobs und
Ich-AGs - Ausweitung kleiner Beschäftigungsverhält-
nisse als Lösung des Arbeitsplatzmangels?” durch.
Die überwiegende Zahl der Teilnehmenden sah in der
Ausweitung des Niedriglohnsektors keine Lösung. Die
Materialien zur Tagung sind auf den Internetseiten
der Arbeitnehmerkammer Bremen abrufbar:
www.arbeitnehmerkammer.de

Bremen

Wie im Bundestrend nahm auch im Stadtstaat Bremen
die Arbeitslosigkeit im Jahr 2003 erneut zu. 41.103
Menschen waren im September arbeitslos, davon fast
10.000 in Bremerhaven. Die Arbeitslosenquote betrug
im Land Bremen 12,9 Prozent (gegenüber 12,5 Pro-
zent im Vorjahr), in der Stadt Bremen 11,8 Prozent, in
Bremerhaven sogar 17,7 Prozent.

Bremer Bündnis für Arbeit
Der DGB arbeitet weiter im Bremer Bündnis für Arbeit
und Ausbildung mit. Nach dem Scheitern des Bünd-
nisses auf Bundesebene sind die Bremer Bündnispart-
ner übereingekommen, ihren Schwerpunkt auf die
Sicherung von Ausbildungsplätzen zu legen. Durch
eine intensive Kampagne für mehr Ausbildungsplätze
gelang es, die Ausbildungskatastrophe abzuwenden,
die sich im Frühjahr aufgrund des starken Rückgangs
der gemeldeten Ausbildungsstellen abzeichnete. Trotz-
dem sind Ende September noch 221 Jugendliche beim
Arbeitsamt Bremen und 147 beim Arbeitsamt Bre-
merhaven unversorgt. 

Arbeit im Verwaltungsrat der Arbeitsämter
Der Schwerpunkt lag auf der Umsetzung der soge-
nannten Hartz-Gesetze, vor allem der Personal-Service-
Agenturen (PSA). Der DGB Bremen führte Gespräche
mit dem Direktor des Arbeitsamtes Bremen über die
Auftragserteilung an ein Zeitarbeitsunternehmen, das
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den Tarifvertrag des Christlichen Gewerkschaftsbun-
des (CGB) anwendet. Inzwischen liegt die Zusage des
Unternehmens vor, den DGB-Tarifvertrag anzuwenden.

In öffentlichen Stellungnahmen hat der DGB Bremen
die Gesetze zur Reform des Arbeitsmarktes begleitet.
In der Diskussion um die Organisation der Job-Center
setzt sich der DGB Bremen für eine Kooperation zwi-
schen der Bundesanstalt für Arbeit und den kommu-
nalen Strukturen ein.

Mit vielfältigen Aktionen mischte sich der Bremer DGB
in die Debatte um den Erhalt der Tarifautonomie ein.
Der DGB sammelte Unterschriften in Bremer und Bre-
merhavener Betrieben, um gegen den Gesetzesent-
wurf der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu protestieren.
Die Unterschriften wurden Bremer Bundestagsabge-
ordneten überreicht. Auf einer Pressekonferenz im
September betonten Betriebsräte unterschiedlichster
Betriebe, vom Weltkonzern bis zum kleinen Baube-
trieb, ihr „Ja zum Tarifvertrag”. In den Medien fand
das Thema gute Resonanz. Am DGB-Aktionstag in der
Bremer Innenstadt zum Thema Tarifautonomie waren
alle DGB-Gewerkschaften aktiv beteiligt. Die Resonanz
bei Bürgerinnen und Bürgern war lebhaft, auch wenn
zum Teil deutlich gewerkschaftskritische Stimmen zu
hören waren. 

Auch in Briefen an die Bremer Bundestagsabgeordne-
ten setzte sich der DGB für den Erhalt der Tarifauto-
nomie ein. Im November fand ein Gespräch mit dem
Bremer Bürgermeister Henning Scherf statt, der den
Vorsitz im Vermittlungsausschuss hatte. Er sollte für
die Brisanz des Themas Tarifautonomie und betriebli-
che Bündnisse für Arbeit sensibilisiert werden.

Sachsen-Anhalt

Die Förderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik in
Sachsen-Anhalt ist stark zurückgegangen Die Arbeits-
losigkeit erreichte 2003 den höchsten Wert seit fünf
Jahren. Eine Entlastung ist aufgrund der nach wie vor
angespannten wirtschaftlichen Situation nicht in Sicht.
Immer mehr junge, gut qualifizierte Menschen verlas-
sen das Land, weil Zukunftsperspektiven fehlen.

Forum Wirtschaft und Arbeit Sachsen-Anhalt
Nachdem die neue CDU/FDP-Landesregierung das
Bündnis für Arbeit aufgekündigt hatte, hat sie das
sogenannte Forum für Wirtschaft und Arbeit initiiert,
das aus einem Beirat, einer Lenkungsgruppe und ver-
schiedenen Konsultationsrunden besteht. Die Mitar-
beit im Forum ist für den DGB problematisch, da er
nur mit einem Sitz vertreten ist. Die Arbeitgeberseite
hingegen ist mit dem Landesverband der Arbeitgeber
und Wirtschaftsverbände, dem Allgemeinen Arbeit-
geberverband Sachsen-Anhalts, mit Vertretern der
Industrie- und Handelskammer (IHK) und der Hand-
werkskammer (HKWK) sowie einigen Fachverbänden
beziehungsweise den Vertretern der Freien Berufe
vertreten. Häufig werden die Themen ausschließlich
von den Arbeitgebervertretern vorgegeben, so dass
dem DGB mit Appellen lediglich Schadensbegrenzung
gelingt. Der DGB wird jedoch Mitglied bleiben, um
nicht jegliche Einflussnahme auf die Wirtschaftspolitik
zu verlieren.

Der DGB brachte seine wirtschaftspolitischen Positio-
nen in die Arbeitsgruppen des Forums ein, in denen
unter anderem die Zukunft der Regionalförderung
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(Gemeinschaftsaufgabe Förderung der regionalen
Wirtschaftsstruktur, EU-Förderung nach 2006) und die
Umsteuerung der Mittelstandsförderung (Mittelstands-
bank Bund, Investitionsbank Sachsen-Anhalt) eine
große Rolle spielten. Der DGB Sachsen-Anhalt betei-
ligte sich aktiv an einer Tagung auf Landesebene zur
Zwischenbilanz der EU-Strukturfondsförderung und
deren Zukunft nach 2006, die im Rahmen des Forums
Wirtschaft und Arbeit statt fand.

Die Ausbildungsplatzlücke erreichte in diesem Jahr
Rekordhöhe. Nur mit Hilfe öffentlich geförderter Pro-
gramme konnte mehr als die Hälfte der ausbildungs-
willigen Jugendlichen mehr oder weniger versorgt
werden. Das Forum für Wirtschaft und Arbeit beschäf-
tigte sich auch mit dem Thema Ausbildung. Allerdings
wurden vorwiegend Modelle vorgeschlagen, die auf
die Absenkung der Ausbildungsvergütung hinauslau-
fen. Diese kann der DGB auf keinen Fall mittragen.

Hartz-Gesetze
Die neuen Gesetze „Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt”, die im Nachgang zum Hartz-Konzept
die Geschäftspolitik der Bundesanstalt für Arbeit ver-
änderten, prägten die Arbeit des DGB Sachsen-Anhalt.
Auf vielfältigen kleineren Veranstaltungen auf regio-
naler Ebene war unser Sachverstand gefordert. Aber
auch Verbände, wie etwa der Landesverband der
Arbeitslosenzentren, die Wohlfahrtverbände und klei-
nere Vereine, suchten beim DGB Rat.

DGB in der Selbstverwaltung
Die Selbstverwaltung der Arbeitsämter bietet dem
DGB eine wichtige Möglichkeit zur aktiven Mitgestal-
tung von Beschäftigungspolitik. Zur Unterstützung
der Selbstverwalter führte der DGB Sachsen-Anhalt
im September gemeinsam mit dem DGB Thüringen
eine Schulung durch. Außerdem fand eine gemeinsa-
me Schulung aller Winterbauausschüsse Sachsen-
Anhalts und Thüringens statt.

Der DGB ist Mitgesellschafter und Beiratsmitglied der
Trägergesellschaft Land (TGL). Diese fungiert als Dienst-

leister beziehungsweise Dach der Beschäftigungsge-
sellschaften in Sachsen-Anhalt. Knapp 15.000 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sind dort beschäftigt,
wenn auch nur temporär.

Der DGB Sachsen-Anhalt beschäftigte sich auch mit
Fragen der sozialen Ausgrenzung und Armutsentwick-
lung. Das Land Sachsen-Anhalt hat einen Armuts-
und Reichtumsbericht vorgelegt. Die Handlungsemp-
fehlungen und Schlussfolgerungen konnte der DGB,
der im Beirat vertreten war, nicht mittragen. Auf einer
Veranstaltung der Liga der freien Wohlfahrtsverbände
wurden im November 2003 die Ergebnisse unter inhalt-
licher Einbindung des DGB diskutiert. Unser Ziel ist,
die Öffentlichkeit für dieses Thema zu sensibilisieren
und ein Bündnis mit den Sozialverbänden zu gründen.

Gemeinsam mit dem Zentrum für Sozialforschung
Halle und der Hans-Böckler-Stiftung veranstaltete der
DGB Ende September in Halle eine Fachtagung zum
Thema: „Ostdeutschland zwischen Massenarbeits-
losigkeit und Fachkräftelücke”, die sich großer Reso-
nanz erfreute. Über 100 Kolleginnen und Kollegen,
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Vertrete-
rinnen und Vertreter der Arbeitsverwaltung und der
Arbeitgeber sowie der Landespolitik diskutierten die
Herausforderungen zukünftiger Beschäftigungspolitik
angesichts der demografischen Entwicklung und des
nicht bewältigten, aber notwendigen Generationen-
austausches in den Unternehmen. Der Tagungsband
wird derzeit erarbeitet.



Niedersachsen

Landeskreditausschuss
Die Mitarbeit im niedersächsischen Landeskreditaus-
schuss war auch im Jahr 2003 ein zentrales Aufgaben-
feld der Wirtschaftsabteilung. Der DGB bringt durch
die beratende Tätigkeit im Landeskreditausschuss die
Belange der Beschäftigten und die Interessen der
Gewerkschaften in die Ausschussarbeit ein. Der Lan-
deskreditausschuss ist seit 2002 personell identisch
mit dem neuen Landesgarantieausschuss, der Garan-
tien für Beteiligungen privater Kapitalbeteiligungs-
gesellschaften an kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) beschließt. Wegen massiver Probleme des Nie-
dersachsenfonds sind im Laufe des Jahres jedoch nur
sehr wenige Landesgarantien bewilligt worden.

Regionale Wirtschaftsförderung
Seit dem Frühjahr 1996 nimmt der DGB in Niedersach-
sen beratend an der Vergabe der Regionalfördermittel
im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ teil. Der DGB ist
in den Einplanungsrunden beratend beteiligt und ver-
sucht vor allem zu erreichen, dass öffentliche Subven-
tionen nur an Unternehmen vergeben werden, die
Arbeitnehmerschutzrechte einhalten. Die Position des
DGB zu den einzelnen Förderanträgen resultiert vor
allem aus den Stellungnahmen der Gewerkschaften
vor Ort. Neben den Mitteln aus der Gemeinschafts-
aufgabe standen dem Land auch 2003 wieder finan-
zielle Mittel aus dem „Ziel-2“-Programm der Europä-
ischen Union zur Verfügung. Die Mittel der Gemein-
schaftsaufgabe dienten dabei im Bereich der gewerb-
lichen Wirtschaft vorrangig zur Co-Finanzierung von
EU-Mitteln. Durch die Mitarbeit im „Ziel-2“-Landes-
begleitausschuss konnten wir auch hier gewerkschaft-
liche Interessen und Positionen durchsetzen.

Im März 2003 hat der DGB-Bezirk das Positionspapier
„Wirtschafts- und Strukturpolitik in Niedersachsen“
veröffentlicht.

N-Bank
An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (N-Bank) war der DGB von Anfang an be-
teiligt. Der DGB wird ab 2004 im Verwaltungsbeirat
der N-Bank vertreten sein.

Steuerpolitik
Der DGB-Bezirk hat auf die steuerpolitische Diskussion
in Bund und Land im Januar 2003 mit der Veröffent-
lichung eines Positionspapiers „Für eine gerechte und
wirtschaftlich sinnvolle Steuerpolitik“ reagiert. Die
Positionen dieses Papiers dienten als Grundlage für
steuerpolitische Gespräche mit der neuen niedersäch-
sischen Landesregierung.

Haushaltspolitik
Vor dem Hintergrund der drastischen Kürzungen der
niedersächsischen Landesregierung hat sich der DGB
im Dezember mit einem Positionspapier zur Haushalts-
politik positioniert. Die gewerkschaftliche Kritik an
der Landespolitik wird sich auch im kommenden Jahr
nicht zuletzt an Haushaltsfragen festmachen, da die
Landesregierung ihre Politik fast vollständig unter das
Primat der Finanzpolitik gestellt hat.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Die TBS Niedersachsen
hatte auch im Jahr 2003
das Vertrauen der nieder-
sächsischen Betriebs- und
Personalräte als kompe-
tenter Partner in der Be-
ratung und Schulung. 

Daneben verstärkte sich der Trend, Ge-
schäftsführungen und leitende Angestellte in die be-
ratende Tätigkeit in Betrieben einzubeziehen. Dadurch
konnte die TBS in einem schwierigen wirtschaftlichen
Umfeld ihr Leitbild weiter verfolgen, durch die Förde-
rung der Beteiligungs- und Kooperationskultur sowie
von sozialverträglichen und partnerschaftlichen Lösun-
gen die Zukunftsfähigkeit der Betriebe und Verwaltun-

Wirtschaft und Technologie
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gen zu stärken. Auf diesem Weg sollen Arbeitsplätze
erhalten und die Arbeits- und Lebensbedingungen der
Beschäftigten gesichert und verbessert werden.

Die TBS Niedersachsen hat eine Phase des personellen,
organisatorischen und inhaltlichen Umbruchs genutzt
und sich zukunftsorientiert aufgestellt. Wichtige neue
Themen wurden vor dem Hintergrund veränderter Her-
ausforderungen an die Betriebe und Verwaltungen in
das Schulungs- und Beratungsprogramm aufgenom-
men: Sanierungsberatung, Arbeit von Betriebsräten
und Personalräten in Veränderungsprozessen, alters-
gerechtes Arbeiten und Strategieentwicklung für
Interessenvertretungen.

Darüber hinaus wird die TBS auch weiterhin kosten-
günstige, praxisnahe und kundenorientierte Dienst-
leistungen in Form von einzelbetrieblichen Beratun-
gen, Sachverständigentätigkeit und überbetrieblichen
Veranstaltungen (Seminare, Schulungen, Fachtagun-
gen, Workshops, Arbeitskreise) in folgenden Bereichen
anbieten:

Im Januar 2003 hat der DGB-Bezirk das Positions-
papier „Menschliche Potentiale im Mittelpunkt:
Innovations- und Technologiepolitik“ veröffentlicht.
Wie alle unsere Positionspapiere ist es im Internet ver-
fügbar unter: http://www.nsb.dgb.de/material/posi-
tionspapiere.htm.

Bremen

Der DGB unterstützt den vom Senat eingeleiteten
Strukturwandel der Wirtschaft im Land Bremen. Aller-
dings müssen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik
enger miteinander verzahnt werden. Die Wirtschafts-
förderung muss enger auf die Schaffung und den Er-
halt zukunftsfähiger Arbeitsplätze ausgerichtet werden.

Gefördert werden sollen nur solche Unternehmen,
die, gegebenenfalls im Verbund mit anderen, zur Aus-
bildung bereit sind. Unternehmen, an denen das Land
oder die Städte Bremen und/oder Bremerhaven betei-
ligt sind, müssen entsprechend ihrer Möglichkeiten
zur Verminderung der Arbeitsmarkt- und Ausbildungs-
probleme beitragen.

Nicht nur die Zahl der Arbeitsplätze ist von Bedeu-
tung, ebenso deren Qualität. Nur die Schaffung von
zukunftsorientierten und dauerhaften Arbeitsplätzen
rechtfertigt den Einsatz öffentlicher Mittel im Rahmen
der Wirtschaftsförderung. Hier muss verstärkt mit den
Umlandgemeinden kooperiert werden, um unnötige
Konkurrenzen zwischen Bremen beziehungsweise
Bremerhaven und den Nachbarn zu vermeiden.

Neben der Schaffung neuer muss der Erhalt bestehen-
der Arbeitsplätze vorrangiges Ziel sein. Bei allem not-
wendigen Einsatz für einen wirtschaftlichen Struktur-
wandel darf nicht vergessen werden, dass in Bremen
viele Menschen ihre Arbeit in Branchen mit traditio-
neller, industrieller Ausrichtung leisten. Dazu gehören
nicht nur das produzierende Gewerbe, sondern auch
viele Dienstleistungen, die sich nur auf der Basis einer
gesunden industriellen Struktur entfalten können.

Die maritime Industrie wird auch weiterhin das wirt-
schaftliche Rückgrat der Seestadt Bremerhaven bilden.
Dazu zählt die Schiffbauindustrie. Ein Schwerpunkt
bremischer Wirtschaftspolitik muss deshalb darin be-
stehen, den für Bremerhaven wichtigen industriellen
Kern zu stabilisieren. Auch in Bremen müssen mariti-
me Strukturen weiterhin unterstützt werden. Außer-
dem müssen die Chancen genutzt werden, Bremer-
haven und Bremen zu Zentren für Offshore-Wind-
energie zu entwickeln. Insbesondere für Bremerhaven
ergeben sich dadurch Chancen für die Kompensation
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der im Schiffbau weggefallenen industriellen Arbeits-
plätze.

Die Entwicklung in den bremischen Häfen hat insbe-
sondere in Bremerhaven zur Stabilisierung der Be-
schäftigung beigetragen. Seit Jahren wird der Contai-
nerumschlag gesteigert. Diese Steigerung wird nach
allen Prognosen auch in der Zukunft anhalten. Damit
würden die Kapazitäten der Bremer Containerterminals
überschritten werden. Daher ist die Beteiligung Bre-
mens am Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven folge-
richtig. Verbunden mit dem Ausbau der Kapazitäten
ist es aber ebenso notwendig, hafenbezogene Dienst-
leistungen und Industrien anzusiedeln. Grundsätzlich
begrüßt der DGB den Bau des Jade-Weser-Ports als
Ergänzungshafen für die bremischen Häfen.

Sachsen-Anhalt

Landeskreditausschuss
Der DGB Sachsen-Anhalt ist beratendes Mitglied im
Landeskreditausschuss und stimmberechtigtes Mit-
glied im Förderbeirat für Mittelstands- und Technolo-
giedarlehen. Der DGB kann in vielen Fällen die Zuar-
beit und Unterstützung der Gewerkschaften nutzen,
um Informationen über die zu beratenden Unterneh-
men zu erhalten. Da in der Vielzahl der Fälle eine
Weiterexistenz der Unternehmen ohne zusätzliche
Förderung vom Land gefährdet ist, stimmt der DGB
nach Rücksprache mit der zuständigen Gewerkschaft
einer Vergabe von Fördermitteln zu, wenn dem keine
gravierenden arbeits- und sozialrechtlichen Verstöße
entgegen stehen.

Tagungen und Workshops
Der DGB Sachsen-Anhalt veranstaltet traditionell jähr-
lich die Sonnecktagung. Im Juni 2003 diskutierten wir
ausgewählte wirtschaftspolitische Fragestellungen ge-
meinsam mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaf-
tern des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH),
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW)
sowie des ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung Dres-

den und Kolleginnen und Kollegen des DGB-Bundes-
vorstandes, der Einzelgewerkschaften und der ost-
deutschen DGB-Bezirke.

Ebenfalls im Juni führte der DGB in Kooperation mit
der Gesellschaft für arbeitsorientierte Strukturent-
wicklung in Sachsen-Anhalt (GAISA e.V.) und dem
Institut für Regionalforschung Göttingen in Magde-
burg einen Workshop zur wirtschaftlichen Situation
der ehemals grenznahen Räume in Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt durch. Die GAISA und das Göttinger
Institut stellten Forschungsergebnisse aus ihrem Pro-
jekt „Tendenzen und Perspektiven der Regionalent-
wicklung im ehemaligen Grenzgebiet BRD/DDR“ vor.
Inzwischen liegt die Studie, welche im Auftrag des
DGB Sachsen-Anhalt entstand, in gedruckter Form vor
und kann bei der GAISA bestellt werden. Infos unter:
www.gaisa.de.

Gesellschaft für arbeitsorientierte Strukturent-
wicklung in Sachsen- Anhalt (GAISA e.V.)
Die arbeitnehmernahe, von den Gewerkschaften ge-
tragene Beratungsagentur GAISA e.V. befasst sich mit
Fragen der Wirtschafts- und Strukturpolitik und dem
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Sachsen-Anhalt.
Die enge Zusammenarbeit mit GAISA ermöglicht es
dem DGB regelmäßig die „Informationen zur Wirt-
schaftlichen Entwicklung Sachsen-Anhalts“ allen inte-
ressierten Gewerkschaftskolleginnen und -kollegen
zur Verfügung zu stellen. GAISA e.V. ist häufig Ko-
operationspartner bei Veranstaltungen und Tagungen.

Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert beim DGB auf Landes-
ebene ein Arbeitskreis Wirtschaft, dem Vertreter der
Mitgliedsgewerkschaften, die DGB-Regionsvorsitzen-
den sowie Kolleginnen und Kollegen der GAISA ange-
hören. Er tagt bei Bedarf.
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Chancengleichheit durch Bildung II
Bildungspolitik war und ist ein Schwerpunkt der Arbeit
des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt. Der DGB hat nach den auf einer Finnlandreise
gemachten Erfahrungen und der im Oktober 2002
durchgeführten Bildungskonferenz im Arbeitskreis
Bildung das Positionspapier „Chancengleichheit durch
Bildung II” erarbeitet. Es wurde im Bezirksvorstand
verabschiedet und anschließend veröffentlicht.

Der internationale Vergleich hat bewiesen, dass das
deutsche Schulsystem zu lebenslanger Diskriminierung
und Benachteiligung führt. Der DGB fordert deshalb
ein Bildungssystem, in dem sowohl Fachwissen als
auch soziales Miteinander erlernt und gelebt sowie
Benachteiligungen ausgeglichen werden. Das starre
dreigliedrige deutsche Schulsystem ist aus Sicht des
DGB in Europa ein Anachronismus.

Der DGB fordert deshalb:

D Kinder müssen bis zur Einschulung nicht nur gut
betreut werden. Sie müssen kindgerecht gefördert
werden. Sie brauchen eine Bildung, die ihre Selb-
ständigkeit fördert.

D Die Fachkräfte müssen eine qualifizierte Ausbildung
erhalten und weiterqualifiziert werden. Sie müssen
angemessen bezahlt sein.

D Wir brauchen Standards für den Förderbedarf, für
angemessene Gruppengrößen, für die räumliche
Ausstattung und für die Ausstattung mit Sachmitteln.

Das von der neuen Landesregierung in Niedersachsen
eingeführte dreigliedrige Schulsystem verstärkt durch
Auslese die soziale Aufspaltung. Für gleiche Chancen
auf Bildung fordert der DGB mindestens acht bis zehn
Jahre gemeinsamen Lernens in gemischten Gruppen,
in denen die Talente der Einzelnen gefördert werden.
Eine Auslese am Ende der Grundschulzeit lehnt der
DGB ebenso ab wie das Turbo-Abitur nach zwölf Jah-
ren. Es sollte allen Schülerinnen und Schülern in der
Sekundarstufe II ermöglicht werden, in eigenem Lern-
tempo zum Abitur zu kommen.

Erwachsenenbildung ist Teil lebensbegleitenden Ler-
nens. Die staatliche Bildungspolitik darf an dieser Stelle
nicht sparen und muss ein zusammenhängendes Er-
wachsenenbildungskonzept entwickeln. Bildungsurlaub
muss selbstverständlicher Bestandteil des lebenslangen
Lernens werden. Die Förderung des Zweiten Bildungs-
weges ist sozial- und bildungspolitisch geboten.

Der Arbeitskreis Bildung hat sich aktiv an der Vorbe-
reitung und der Durchführung des Tages der Bildung
im Rahmen der DGB-Kommunikationskampagne
beteiligt. Zur Zeit diskutiert der Arbeitskreis Bildung
als Schwerpunkt die Bereiche Erwachsenenbildung,
Weiterbildung und insbesondere die Möglichkeiten
des Zweiten Bildungswegs. Das Ziel ist, eine Stellung-
nahme des DGB zu erarbeiten.

Bremen

Zur Bremer Bürgerschaftswahl stellte der Bremer DGB
folgende bildungspolitische Forderungen auf:

D Die Grundschule ist im europäischen Vergleich un-
zureichend ausgestattet. Sie braucht sowohl mehr
Lehrkräfte als auch sozialpädagogisches Personal.
Dabei muss die Sprachförderung insbesondere für

Bildung
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Kinder von Migrantinnen und Migranten fester
Bestandteil der Arbeit sein.

D Die Schulzentren müssen die Möglichkeit erhalten,
sich zu integrierten Stadtteilschulen weiter zu ent-
wickeln. Um die Arbeit in sozial und leistungsmä-
ßig heterogenen Klassen zu verbessern, muss die
Fortbildung ausgebaut werden.

D Für die Entwicklung zur Ganztagsschule muss aus-
reichendes und qualifiziertes Personal eingestellt
werden.

D Eine Verkürzung der Schulzeit bis zum Abitur nach
zwölf Jahren darf nicht zu einer frühen Selektion
führen. Das Ziel einer möglichst hohen Qualifika-
tion für viele Schülerinnen und Schüler muss im
Vordergrund stehen. Das Erreichen des Abiturs
sollte auch weiterhin nach 13 Jahren möglich sein.

D Die Übergänge zwischen den Schulstufen müssen
verbessert werden. Hierzu ist die Erarbeitung von
Qualitätsstandards hilfreich. Die Kooperation zwi-
schen den Schulstufen muss verbessert werden.

D Zur Verbesserung der Qualität brauchen die Schu-
len mehr pädagogische Gestaltungsfreiheit. Vor-
aussetzung hierfür ist eine Stärkung der Mitbestim-
mungsrechte der Eltern, der Schülerinnen und
Schüler und des Personals und deren Vertretungen.

D Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte
brauchen ausreichende Zeiten für Vor- und Nach-
bereitung der pädagogischen Arbeit, für Koope-
ration, Fortbildung und Schulentwicklung. Neue
Aufgaben erfordern einen Belastungsausgleich bei
der Unterrichtsverpflichtung. Neue Arbeitszeitmo-
delle im Rahmen der Entwicklung der Ganztags-
schule müssen mit den Beschäftigten und ihren
Interessenvertretungen gemeinsam entwickelt
werden.

D Die Schulen müssen als Lern- und Arbeitsorte
attraktiv sein.
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Berufliche Bildung in Niedersachsen

Im Jahr 2003 lag der Schwerpunkt der Abteilung in
der Begleitung des Schulverfassungsversuchs „Projekt
Berufsbildende Schulen als regionale Kompetenzzen-
tren”. Dieses Projekt hat sich das ehrgeizige Ziel ge-
setzt, die Berufsbildenden Schulen in Niedersachsen
durch mehr Selbstständigkeit und Qualität zukunftsfä-
hig zu machen. Auf Initiative des DGB wurde dieses
Projekt in wichtigen Gremien erklärt und diskutiert,
im Landesausschuss für Berufsbildung und in innerge-
werkschaftlichen Gremien. Der DGB ist formal im
Beirat des Projektes vertreten. Unser Ziel ist es, die
Mitbestimmung der Personalräte an den Berufsbilden-
den Schulen zu stärken.

Auch die Kompetenzzentren ÜBS (Überbetriebliche
Berufsbildungszentren) werden vom DGB inhaltlich
und strukturell begleitet. Der DGB hat sich über die
Ausgangslage informiert und will auch im nächsten
Jahr die Schwerpunktsetzung in Niedersachsen beglei-
ten. Dabei wird es um die entscheidende Frage gehen:
Welches überbetriebliche Ausbildungszentrum der
Handwerkskammern bekommt das Signal, in be-
stimmten Schwerpunktbranchen Kompetenzzentrum
zu werden und damit die finanzielle Unterstützung
des Bundes zu erhalten?

Des Weiteren hat sich die Abteilung Berufliche Bildung
mit der Kfz-Branche befasst. Bei dem Volkswagen-
Modellversuch „Geschäfts- und Arbeitsprozessbezo-
gene dual-kooperative Ausbildung” und dem Vorha-
ben „Auto 5000”-Automobilbauer (IHK) ging e um
die Frage, inwieweit das Berufsbildungsgesetz (BBiG)
berührt ist und welche gewerkschaftlichen Einfluss-
nahmen gegeben sind.

Die Abteilung Berufliche Bildung hat außerdem die
Aktivitäten der Abteilung Jugend anlässlich der Novel-
lierung des BBiG inhaltlich und personell unterstützt.

Der DGB begleitet seit einigen Jahren die Neuordnung
bzw. die Überarbeitung von Ausbildungsordnungen

von bestehenden Berufen. Im vergangenen Jahr ging
es in erster Linie um die Neugestaltung der gewerb-
lich-technischen Berufe. Herausragend ist die Tatsache,
dass es ein neues Berufsfeld Fahrzeugtechnik und
einen neuen Beruf Fahrzeuglackierer gibt. Außerdem
sind die Berufe im Berufsfeld Farbtechnik durch eine
Stufenausbildung neu geordnet. Diese Neuordnung
war und ist innergewerkschaftlich stark umstritten.

Weitere inhaltliche Fragen, die uns beschäftigt haben
und auch weiterhin beschäftigen werden, sind

D Schul- und Modellversuche,

D die „Hartz-Gesetze” und ihre Auswirkungen auf
die Berufliche Bildung,

D die neu im BBiG aufgenommen Berufsorientierung,

D die Schaffung von Ausbildungsplätzen,

D bevorstehende Veränderungen der Hauptschule.

Der DGB wird in der Berufsbildungslandschaft Nieder-
sachsens als Partner ernst genommen. Das soll auch
so bleiben.

Berufliche Bildung in Bremen

Sowohl der Landesausschuss für Berufsbildung als
auch der Berufliche Bildungsausschuss zeichnen sich
durch gute Zusammenarbeit zwischen den Sozialpart-
nern aus. Bremen bekam die Aufgabe, als Leitkammer
eine Rechtsvorschrift für die Fortbildungsprüfung
„Servicemonteur/in für Windenergieanlagentechnik”
zu erarbeiten, die bundesweite Gültigkeit haben soll.
Diese Rechtsvorschrift konnte zügig und schnell ent-
wickelt werden. Im Bremer Bündnis für Arbeit wurde
über die Einführung der Fachkraft für Lagerwirtschaft
diskutiert. 

In einem Modellprojekt sollten Jugendliche in sechs
Monaten die Möglichkeit erhalten, in diesem Bereich
eingearbeitet zu werden. Dieses Modellprojekt ist aus
Mangel an finanziellen Mitteln vom Arbeitsamt nicht
zustande gekommen.
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Niedersachsen

Nach dem Regierungswechsel Anfang 2003 stand auch
die Hochschulpolitik in Niedersachsen vor einem Um-
bruch. Der neue Wissenschaftsminister Lutz Stratmann
hat mit dem sogenannten Hochschuloptimierungskon-
zept (HOK) seine Vorstellungen dargelegt, die inner-

halb der Gewerkschaften in weiten Teilen auf Kritik
gestoßen sind. Der DGB-Bezirk hat seine Kritik durch
Pressemitteilungen und in diversen Gesprächen mit
Vertreterinnen und Vertretern der Landesregierung
geäußert. Am 28. November hat der hochschul- und
forschungspolitische Arbeitskreis (HoPoAK) des DGB
eine Tagung mit dem Thema „Zwischen Sparpolitik,
Profilbildung und Autonomie – Perspektiven der Hoch-
schulen in Niedersachsen” durchgeführt und die neue
Ausrichtung der niedersächsischen Politik kritisch dis-
kutiert. Innerhalb des HoPoAK standen im Jahr 2003
neben dem Hochschuloptimierungskonzept besonders
die Zukunft der Kooperationsstellen Hochschulen-Ge-
werkschaften sowie das Thema e-learning im Zentrum.

Kooperationsstellen
Der DGB Niedersachsen koordiniert im Rahmen des
„Netzwerkes Kooperationsstellen” die Arbeit der fünf
niedersächsischen Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften. Auch das Netzwerk hat sich intensiv
mit den Auswirkungen des Hochschuloptimierungs-
konzepts und der Sparpolitik des Landes auf die Arbeit
der Kooperationsstellen beschäftigt. Die Kooperations-
vereinbarungen laufen ab 2004 nach und nach aus,
so dass bereits im Jahr 2003 für eine Fortführung der
erfolgreichen Kooperationsarbeit geworben werden
musste. Diese Bemühungen werden 2004 fortgesetzt
werden müssen. Um die gemeinsame Arbeit des Netz-
werkes und die Vielfalt des von den Kooperationsstel-
len organisierten Wissenschaft-Praxis-Dialogs nach
außen besser darzustellen, geben die Kooperations-
stellen seit Sommer 2003 regelmäßig gemeinsam ein
Netzwerkinfo heraus.

Bremen

Hochschulinformationsbüro (HIB)
Der Schwerpunkt der Arbeit des Hochschulinforma-
tionsbüros lag 2003 darauf, das HIB unter den Studie-
renden bekannter zu machen. Mit Info-Ständen in der
Mensa der Universität Bremen wurde auf den Stand-
ort, die Öffnungszeiten und die Informationsmöglich-
keiten hingewiesen. Seitdem ist die Anzahl der Bera-
tungen auf zwölf bis fünfzehn pro Woche angestie-
gen. Studierende suchen beim HIB vor allem Rat zu
geringfügigen Beschäftigungen, zu Fragen der Sozial-
abgaben und der Versicherung.

Die Orientierungswochen an der Universität Bremen
zu Beginn des Wintersemesters 2003/2004 nutzte das
HIB dazu, Kontakt zu den Erstsemestern aufzunehmen
sowie das HIB und die Initiative „students@work” vor-
zustellen. Für die Zukunft plant das HIB, für Studie-
rende Seminare zum Thema Berufsfindung anzubieten
sowie Vorträge zu politischen Themen zu organisieren.
Zudem wird eine engere Zusammenarbeit mit dem
AStA der Universität Bremen angestrebt.

Hochschule und Forschung
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Institut für Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Das IAW führt gemeinsam mit dem DGB eine Befra-
gung unter den Betriebs- und Personalräten Bremer-
havens zur Beschäftigungsentwicklung in Bremerha-
ven durch. Das IAW ist im Rahmen der Umstrukturie-
rung des Kooperationsbereichs Universität/Arbeitneh-
merkammer Bremen neu gegründet worden. Seitdem
entwickelt sich eine positive Zusammenarbeit zwi-
schen IAW und DGB. Für Anfang 2004 ist eine ge-
meinsame Konferenz zur Regionalpolitik geplant.

Sachsen-Anhalt

Hochschulkooperationsstelle
Die Kooperationsstelle „Wissenstransfer” an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg ist seit
November 2000 als Verein zur Förderung der Ko-
operation von Wissenschaft und Arbeitswelt in Sach-
sen-Anhalt eingetragen. Im vergangenen Jahr ist es
gelungen, die Arbeit der Kooperationsstelle weiter zu
stabilisieren, da Projektmitarbeiterinnen und -mitarbei-
ter fest angestellt werden konnten. Neben der Orga-
nisation von öffentlichen Ringvorlesungen werden
regelmäßig Diskussionspapiere zu Berufsperspektiven
und Chancen von Akademikerinnen und Akademikern
in ausgewählten Berufsfeldern erstellt. Die Koopera-
tionsstelle versteht sich sowohl als Ansprechpartner
für Studierende als auch für Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

der Kooperationsstelle geben Hilfestellung bei der
Suche von Referentinnen und Referenten für Veranstal-
tungen und bieten zu ausgewählten Themen Work-
shops an. Im Dezember 2003 fand eine Informations-
veranstaltung zu den Neuregelungen im Arbeits- und
Sozialrecht statt. Die Kooperationsstelle hält außer-
dem den Kontakt zur Hans-Böckler-Stipendiatengruppe
und den Vertrauensdozentinnen und -dozenten. Das
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit Sachsen-Anhalt
fördert über den europäischen Strukturfond (ESF) das
Projekt „Studieren in Mitteldeutschland”, das die
Kooperationsstelle bereits mehrfach mit Erfolg der
Öffentlichkeit präsentiert hat.

Weitere Kooperationen
An der Otto-von-Guericke-Universität in Magdeburg
existiert ein Hochschulinformationsbüro, das die sach-
sen-anhalter DGB-Jugend gemeinsam mit der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), ver.di und
dem Studentenrat der Uni betreibt.

Kooperationen auf der Arbeitsebene verbinden den
DGB in Sachsen-Anhalt mit der Fachhochschule Mag-
deburg und über die PAKTE-Initiative „Gesundheits-
region Harz” mit der Fachhochschule Harz in Werni-
gerode. In Zusammenarbeit mit der Fachhochschule
Magdeburg führt die DGB-Jugend regelmäßig Tea-
merschulungen durch. Ein wichtiges Produkt dieser
Kooperation ist der inzwischen regelmäßig aktualisier-
te Sozialhilferatgeber für Sachsen-Anhalt.
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Europa
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Niedersachsen

EU-Strukturförderung
Der DGB ist seit dem Jahr 2000 in den beiden Begleit-
ausschüssen für die EU-Strukturfonds vertreten (Euro-
päischer Sozialfonds/Ziel 3 und Europäischer Fonds
für regionale Entwicklung/Ziel 2). Die große Bedeutung
der Europäischen Strukturpolitik für Niedersachsen
wird deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass
in der laufenden Förderperiode von 2000 bis 2006 in
Niedersachsen Mittel in Höhe von 1,6 Milliarden Euro
aus beiden Fonds zur Verfügung stehen. Der DGB hat
sich in den regionalen Begleitausschüssen sowie im
Landesbegleitausschuss vor allem dafür engagiert, dass
der Einsatz der Fördermittel mit wichtigen gewerk-
schaftlichen Zielen überein stimmt. Im Jahr 2003 stand
darüber hinaus die Auswertung der Arbeitsmarktpro-
gramme, die durch Europäische Strukturfonds (Ziel 3)
mitfinanziert werden, auf der Agenda der Begleitaus-
schüsse, ebenso die Halbzeitbewertung des „Einheit-
lichen Programmplanungsdokuments zur Entwicklung
des Arbeitsmarktes und der Humanressourcen” (EPPD)
für die Strukturfondsinterventionen in den Ziel-2-
Regionen.

Mit einem Positionspapier hat der DGB-Bezirk im Juni
2003 öffentlich Stellung zur Zukunft der europäischen
Strukturfonds vor dem Hintergrund der EU-Osterwei-
terung bezogen. Da Niedersachsen ein dramatischer
Einbruch an europäischen Fördermitteln droht, wird
sich der DGB auch im nächsten Jahr aktiv in diese
Debatte einmischen.

Europapolitik
Der DGB war wie in den Vorjahren im Vorstand des
Niedersächsischen Rates der Europäischen Bewegung
(NIREB) aktiv beteiligt. Durch die Vorstandsarbeit und
auf verschiedenen Veranstaltungen konnten wir euro-
papolitische Gewerkschaftspositionen vertreten.

Grenzüberschreitende Kooperation
Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit der Gründung des
Interregionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-
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Niederlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschrei-
tenden deutsch-niederländischen Gewerkschaftsko-
operation. Im Jahr 2003 lag der Schwerpunkt der
WENN-Aktivitäten im Bereich der beruflichen Bildung
und dem Branchendialog. Zur Förderung der regiona-
len Branchenkooperation wurde dem IGR WENN im
vergangenen Jahr ein INTERREG-Projekt von der EU
bewilligt. Am 6. November 2003 fand die WENN-Jah-
reskonferenz in Neermoor statt. Darüber hinaus wur-
den Fachtagungen sowie regelmäßige Frauen- und
Vorstandstreffen abwechselnd in Deutschland und
den Niederlanden durchgeführt. Die Kollegin Elisa-
beth Popken ist auch im Jahr 2003 in der Europä-
ischen Arbeitsmarktberatung (EURopean Employment
Services, EURES) als EURES-Beraterin tätig gewesen.

Bremen

EU-Strukturförderung
Der DGB hat aktiv und konstruktiv die Arbeit im regio-
nalen Ziel-2-Begleitausschuss für das Land Bremen
und im regionalen Begleit- und Lenkungsausschuss
für das URBAN II - Programm in Bremerhaven beglei-
tet. In den Halbzeitbewertungen wurden die Aktivi-
täten positiv beurteilt. Es ist gelungen, mit den Mit-
teln der EU und den entsprechenden Komplementär-
mitteln des Landes den Strukturwandel zu fördern
und damit bestehende Arbeitsplätze zu sichern und
neue zu schaffen. In Zukunft wird es neben der Be-
gleitung der laufenden Projekte darum gehen, sich
auf die Anforderungen nach 2006 vorzubereiten. Auch
nach 2006 gibt es strukturpolitischen Handlungsbe-
darf, insbesondere für Bremerhaven.

Sachsen-Anhalt

EU-Strukturförderung
Sachsen-Anhalt ist von 2000 bis 2006 Ziel 1-Gebiet der
europäischen Strukturfondsförderung. Die Struktur-
fonds sollen in den neuen Bundesländern dazu die-

nen, ein nachhaltiges Wachstum zu fördern und die
Beschäftigungssituation in den Betrieben und Regio-
nen zu verbessern. Die Mitarbeit des DGB im regiona-
len Begleitausschuss stand im vergangenen Jahr ganz
im Zeichen der Zwischenbewertung der Strukturfonds.
Daneben war der DGB Mitglied der alle zwei Monate
tagenden Lenkungsgruppe Evaluierung, die vor allem
die Vorgehensweise der Bewertung und die Erreichung
der Zielvorgaben des Programms diskutierte. Die Zu-
sammenarbeit in allen Begleitgremien der EU-Struk-
turfondsförderung war vertrauensvoll.

PAKTE für mehr Beschäftigung
Mit der Landesinitiative „PAKTE” ist Sachsen-Anhalt
einen eigenen Weg im Rahmen der Strukturfonds-
förderung gegangen. Die Initiative stellt eine Weiter-
entwicklung der Beschäftigungspakte der EU aus der
vergangenen Förderperiode dar und verleiht einem
Eckpfeiler der Europäischen Beschäftigungsstrategie
besonderen Nachdruck. Angeregt werden breit ange-
legte Partnerschaften in den Regionen. Die Beteiligung
der Sozialpartner ist verbindlich. In der Region Harz
ist der DGB nicht nur Partner, sondern Initiator und
Träger eines Paktes, der „Gesundheitsregion Harz”.
Neben der regionalen Verortung hat dieser Pakt einen
Branchenbezug und als einziger auch einen ausdrük-
klichen Gender-Ansatz. Der DGB-Landesverband be-
gleitet den Pakt. Die DGB-Region engagiert sich in
besonderer Weise. Nach der Zwischenbewertung des
Projekts haben sich die Wirtschafts- und Sozialpartner
ausdrücklich für die Weiterführung dieses innovativen
Weges entschieden.

Der DGB ist Mitglied im Regionalen Begleitausschuss,
im Lenkungsausschuss Evaluierung, in den Beiräten
der fünf Landesinitiativen, im Beirat des URBAN-Pro-
gramms sowie im Beirat des Programms LEADER Plus.
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Niedersachsen

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte unter Leitung von Prof. Dr. Eberhard
Schmidt im Jahr 2003 drei Mal und befasste sich unter
anderem mit der vierten Regierungskommission, der
EU-Wasserrahmenrichtlinie und den erneuerbaren
Energien. Anfang 2003 wurde das Projekt „Ökolo-
gische Modernisierung und Förderung der erneuerba-
ren Energien in Niedersachsen” abgeschlossen und
veröffentlicht. Das Folgeprojekt „Berufliche Aus- und
Weiterbildung für erneuerbare Energien in Nieder-
sachsen” konnte leider erst Ende 2003 begonnen
worden. Die Finanzierung dieses Projekts übernimmt
die Niedersächsische Umweltstiftung. Am 9. Mai 2003
hat der AfU im Rahmen seiner 100. Sitzung einen
Workshop zum Thema „Arbeit, Ausbildung und In-
novation” in Hannover durchgeführt.

EG-Wasserrahmenrichtlinie
Das Niedersächsische Umweltministerium hat zur Be-
gleitung des Umsetzungsprozesses der EG-Wasser-
rahmenrichtlinie in Niedersachsen und Bremen einen
Beirat eingerichtet. Als Gewerkschaftsvertreter ist der
Kollege Wolfgang Hansen benannt, der dem AfU
regelmäßig über die Arbeit der Kommission berichtet.

Umweltpolitische Stellungnahmen
Im Jahr 2003 hat der DGB-Bezirk eine Stellungnahme
zur „Verordnung über die Beseitigung von pflanz-
lichen Abfällen durch Verbrennen außerhalb von Ab-
fallbeseitigungsanlagen” (BrennVO) abgegeben.

Vierte Regierungskommission Umwelt
Die niedersächsischen Gewerkschaften haben sich seit
der ersten Niedersächsischen Regierungskommission
„Umweltmanagement und Kreislaufwirtschaft” an
allen Folgekommissionen aktiv beteiligt, sowohl in der
Kommission selbst als auch in den Arbeitsgruppen. In
regelmäßigen Abständen trafen sich hierzu im Jahr
2003 die gewerkschaftlichen Vertreterinnen und Ver-
treter zum Informationsaustausch und zur Diskussion
gewerkschaftlicher Positionen. Der DGB wird auch die
fünfte Regierungskommission aktiv begleiten, die sich
vermutlich Anfang des Jahres 2004 konstituieren wird.

Umwelt



Frauenpolitik im Bezirk

Die Zusammenarbeit der Frauen auf Bezirksebene hat
sich im vergangenen Jahr weiter intensiviert. Die nach
der Bezirksgründung begonnene Länder übergreifen-
de Arbeit steht inzwischen auf festen Füßen. Neben
den in den Ländern existierenden Landesfrauenaus-
schüssen gibt es einen Bezirksfrauenausschuss. Ge-
meinsame Veranstaltungen finden regelmäßig statt.
Die Frauenausschüsse von Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt tagen ein Mal pro Jahr gemeinsam.
Gemeinsames Agieren im Bezirk macht auch gemein-
sames Agieren auf der Bundesebene erforderlich. Die
Kolleginnen Petra Bratzke und Helga Papendick-Apel
vertreten den Bezirk im Bundesfrauenausschuss mit
einer Stimme.

Herbst- und Wintertagungen
Die Frauen-Winter- und Herbsttagungen in Springe
und Sonneck sind mittlerweile Tradition. Im Januar
2003 fand in Springe die Wintertagung statt. Dort
diskutierten die DGB-Frauen gemeinsam Fragen der
Neuregelungen der Hartz-Gesetze und deren frauen-
politische Auswirkungen sowie frauenspezifische
Aspekte des Betriebsverfassungsgesetzes.

Auf der Frauenherbsttagung in Sonneck stand das
Aktionsprogramm „Chancengleichheit im Betrieb”
auf der Tagesordnung. Die Teilnehmerinnen diskutier-
ten Fragen zum Thema „Frauen und Gesundheit” und
die Gendersicht auf Arbeitsmarktdaten. Für beide
Tagungen konnten wir sowohl sachkundige externe
Expertinnen als auch Fachkolleginnen der Gewerk-
schaften und Arbeitsverwaltung gewinnen.

Die Tagungen erfreuen sich guter Resonanz, sind
immer ausgebucht und tragen viel zum gegenseitigen
Verständnis der Frauen aus Ost und West bei. Auch
die Kultur kommt bei diesen Veranstaltungen nicht zu
kurz. Die Planungen für die nächsten Tagungen laufen
bereits. Die Termine sind fest notiert. Nachfragen von
Kolleginnen gibt es bereits

Workshops und Fachtagungen
Neben dem politischen Tagesgeschäft, das alle frau-
enrelevanten Themen umfasst, führt der DGB zu
aktuellen Themen Workshops und Fachtagungen
durch, die allen Frauen bezirksweit zugänglich sind.
Am 21. Januar 2003 fand in Halle eine Gesundheits-
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politische Tagung statt unter dem Motto: „Kostet Frau
sein die Gesundheit?” Am 18. Juni 2003 führten wir
einen Workshop zu „Diskriminierungsfreien Tarifver-
trägen” in Braunschweig durch. Auf der gemeinsamen
Sitzung der Landesfrauenausschüsse im September
2003 in Braunschweig diskutierten die Teilnehmerin-
nen Fragen des Gleichstellungsgesetzes in der Privat-
wirtschaft und den Stand der Umsetzung des DGB-
Aktionsprogramms „Chancengleichheit im Betrieb”
anhand konkreter Beispiele. Viele Frauen konnten
Anregungen mitnehmen, so dass es nun Anträge aus
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt zur Umsetzung
des DGB-Aktionsprogramms gibt.

Internationaler Frauentag
Die Kolleginnen in den Regionen in Niedersachsen,
Bremen und Sachsen-Anhalt bereiteten auch in die-
sem Jahr den Internationalen Frauentag am 8. März
mit vielen Ideen und viel Engagement vor. Bezirksweit
wurden kleinere und größere Veranstaltungen unter
dem Motto „Chancen-Gleich in Betrieb und Verwal-
tung” durchgeführt.

Am Internationalen Frauentag gab es im Bremer Ge-
werkschaftshaus eine Veranstaltung zum Thema “Teil-
zeit für Männer – Vollzeit für Frauen. 30 Stunden für
beide”. Dr. Alexandra Wagner vom Forschungsteam
Internationaler Arbeitsmarkt in Berlin referierte zu die-
sem anspruchsvollen gesellschaftlichen Reformprojekt.
Eine gerechte Verteilung von bezahlter Arbeit erfor-
dert auch eine Umverteilung von Männern zu Frauen.
Arbeitszeitverkürzung und Zeitwohlstand für alle er-
fordern nicht nur eine neue Organisation von Arbeit,
sondern Veränderungen im System sozialer Sicherung.

Girls’ Day
Auch 2003 beteiligte sich der DGB am Girls` Day. In
allen Regionen Sachsen-Anhalts fanden Aktionen statt.
Auch in Niedersachsen und Bremen war der Girls´ Day
2003 ein Erfolg. Besonders positiv ist die enge Zu-
sammenarbeit mit der DGB-Jugend in Sachsen-Anhalt,
die mit Jugendbildungsreferentinnen, Praktikantinnen
und Ehrenamtlichen vor Ort war und tatkräftig Hilfe

geleistet hat. Neben den Aktionen in den Betrieben
waren alle DGB-Büros in Sachsen-Anhalt offen für
interessierte Mädchen. Die Auswertung der sogenann-
ten Aktionslandkarte bestätigt unser Engagement. Bei
Bedarf kann sie beim DGB eingesehen oder abgefor-
dert werden.

Landesfrauenräte
Der DGB ist Mitglied im Landesfrauenrat Niedersach-
sen und im Landesfrauenrat Sachsen-Anhalt. Dort
bringen wir uns inhaltlich zu aktuellen politischen
Fragen ein. Seit drei Jahren arbeiten auch die DGB-
Frauen im Bremer Frauenrat mit. Zur diesjährigen
Jahreshauptversammlung wurden drei Anträge der
Gewerkschaftsfrauen verabschiedet. Diese befassten
sich inhaltlich mit der Entwicklung von intelligenten
Arbeitszeitmodellen beim Bremer Senat zur besseren
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, mit der Verbes-
serung des vorschulischen Kinderbetreuungsangebo-
tes und mit der Forderung nach der Einführung eines
flächendeckenden Angebotes von Ganztagsschulen
für alle Schulstufen.

Niedersachsen

Der Landesfrauenrat in Niedersachsen hat sich nach
der Änderung des niedersächsischen Schulgesetzes
zum Thema Ganztagsschule positioniert und die For-
derung nach der Vermittlung von „Alltagskompeten-
zen für Schülerinnen und Schüler” erhoben.

Zusammen mit der Landesarbeitsgemeinschaft kom-
munaler Frauenbüros Niedersachsen ist das Eckpunkte-
papier „Familienpolitik geschlechtergerecht gestalten”
erarbeitet worden.

Bremen

Regionsfrauenausschuss
Seit Januar 2003 treffen sich die IG-Metall-Frauen
gemeinsam mit den DGB-Frauen, weil die Aufrecht-



erhaltung einer eigenständigen IG-Metall-Frauenarbeit
aufgrund der geringer werdenden Teilnehmerinnen-
zahl für nicht sinnvoll gehalten wurde.

Während der monatlich stattfindenden Sitzungen
beschäftigten sich die Kolleginnen mit den Themen
„Flexible Arbeitszeiten in Betriebsvereinbarungen”,
„Familienfreundliche Stadt Bremen” und „Aufbau
eines Betriebs- und Personalrätinnen Netzwerkes”.
Während eines Wochenendseminars im Marschenhof
Bremen mit der Referentin Petra Schlüter wurde das
Thema „Frauen und Macht” bearbeitet und die wei-
tere Planung der Arbeit des Regionsfrauenausschusses
festgelegt.

„Familienfreundliche Stadt Bremen”
Die Bremer Initiative „Familienfreundliche Stadt” will
Impulse setzen, damit die Lebensbedingungen der
Menschen verbessert werden und das Leben zwischen
Arbeit und Alltag familienfreundlicher wird. Der DGB
gehört neben dem Kirchlichen Dienst in der Arbeits-
welt (KDA), der Arbeitnehmerkammer, dem forum
zeiten:der:stadt und der Bremischen Zentralstelle für
die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
(ZGF) zu den Initiierenden des Projekts. Ziel ist es, in
einer gemeinsamen Anstrengung mit vielen Akteurin-
nen und Akteuren in Politik und Verwaltung, in Be-
trieben und Unternehmen, in Verbänden und Institu-
tionen die „Familienfreundliche Stadt” als Leitidee in
ihre Programmatik und alltägliche Praxis einzubauen.
Hierzu werden öffentliche Aktionen (Anrufaktionen in
Kooperation mit der örtlichen Presse) und Workshops
durchgeführt.

Sachsen-Anhalt

Kompetenzzentrum für Chancengleichheit in der
Arbeits- und Dienstleistungsgesellschaft (CHAD)
Das Kompetenzzentrum für Chancengleichheit in der
Arbeits- und Dienstleistungsgesellschaft (CHAD), das
durch das Bundesministerium für Familie, Senioren
und Jugend, die Hans-Böckler-Stiftung, den DGB und

die EU gefördert wird, war im vergangenen Jahr für
den DGB in Sachsen-Anhalt ein wichtiger Ansprech-
partner für Hilfestellungen und Anregungen insbeson-
dere bei der Umsetzung des DGB-Aktionsprogramms
„Chancengleichheit”. Erfolgreiche Praxisbeispiele des
CHAD haben den DGB-Frauen für ihre Arbeit wichtige
Impulse gegeben.

In Sachsen-Anhalt laufen derzeit Sondierungsgespräche
gemeinsam mit den Kollegen der Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten (NGG), um in einem Betrieb
der Nahrungsgüterwirtschaft ein Genderprojekt zu Fra-
gen der Qualifikation der Beschäftigten zu installieren.

Gemeinsam mit ISA Consult, das Projektnehmer des
CHAD ist, versucht die Gewerkschaftsjugend, die Um-
setzung von Gender-Mainstreaming in der Jugend-
bildungsarbeit voranzubringen. Damit versucht der DGB
erstmals diesen Politikansatz anhand eines konkreten
Bildungsprojektes zu etablieren. Gelingt uns die Inte-
gration von Gender-Mainstreaming, so können diese
Erfahrungen bundesweit genutzt werden.

Regionale Koordinierungsstellen zur beruflichen
Förderung von Frauen in Sachsen- Anhalt (ROSA)
Das ROSA-Netzwerk unterhält in allen Regionen Sach-
sen-Anhalts Büros, berät und unterstützt Frauen bei
ihrer beruflichen Integration, bei der Existenzgründung
und vielen anderen Fragen. Träger der Koordinierungs-
stellen ist ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e. V.;
ROSA hilft bei der Organisation von Veranstaltungen
in den DGB-Regionen, ist Schnittstelle zu Unterneh-
men und Bildungsträgern, leistet Vorfeldarbeit in
Schulen und ist unerlässlicher Partner bei der Orga-
nisation des Girls’ Day. Nicht zuletzt unterstützt ROSA
das PAKTE-Projekt im Harz. Von ursprünglich 13 Bera-
tungsstellen existieren noch acht, auch hier hat die
Sparpolitik der Landesregierung Spuren hinterlassen.
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Bezirk

Neben der in den Ländern und Regionen stattfinden-
den gewerkschaftlichen Jugend(-bildungs-)arbeit haben
wir uns 2003 um das weitere Zusammenwachsen der
Jugendarbeit im Bezirk bemüht. Im Bezirksjugendaus-
schuss wurden unter anderem die Themen Novellie-
rung des Berufsbildungsgesetzes und das erste Bezirks-
jugendtreffen besprochen und vorbereitet.

Kampagne zur Novellierung des Berufsbildungs-
gesetzes (BBiG)
Ein zentrales Thema war die von der Bundesregierung
eingeleitete Novellierung des BBiG. Das seit 1969
bestehende Gesetz muss überarbeitet und den heuti-
gen Bedingungen der beruflichen Bildung angepasst
werden. Dazu ist im DGB-Bundesvorstand eine Kam-
pagne entwickelt worden, die die DGB-Jugend im
Bezirk mit unterschiedlichen Materialien und Aktivi-
täten umgesetzt hat. Die Fachtagung am 20. Juni 2003
in Hannover war mit mehr als 120 Teilnehmenden der
Höhepunkt neben den Berufsschulaktivitäten im Herbst
in den Regionen, die mit den Forderungen zur Reform
des BBiG begleitet wurden. Mehr Infos zur Kampagne
unter: www.bbig-reform.de.

DGB-Jugend macht Schule
Das Projekt der gewerkschaftlichen Jugendbildungs-
arbeit an Berufsschulen ist weiterentwickelt worden.
In Verbindung mit den Berufschulwochen im Herbst
2003 hat die DGB-Jugend viele Berufsschultage durch-
geführt und neu in die Ausbildung Einsteigende für
gewerkschaftliche Themen angesprochen. Die Methode
„Jugend für Jugend” und der beteiligungsorientierte
Charakter der Projekttage hat sich bewährt. Viele neue
ehrenamtliche Teamerinnen und Teamer konnten bei
diesem Projekt für die gewerkschaftliche Jugendbil-
dungsarbeit gewonnen werden.

Erstes Bezirksjugendtreffen
Vom 14. bis 16. November 2003 fand in Ottersleben
bei Magdeburg das erste Bezirksjugendtreffen der
DGB-Jugend statt. Ehrenamtliche und Hauptamtliche

aus Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt haben
gemeinsam im Rahmen einer Open-Space-Konferenz
ihre Zukunftsvision für die Bezirksjugendarbeit ent-
worfen. Die Teilnehmenden diskutierten die Netz-
werkstrukturen der Jugendarbeit, den Austausch zwi-
schen den Gewerkschaften, den Regionen und Bun-
desländern sowie die Frage, wie der interne Informa-
tionsfluss verbessert werden kann. Auch Themen wie
Ausbildungsvergütungen, Übernahmeperspektiven
und die Abwanderung aus dem Osten in den Westen
der Republik kamen zur Sprache. Die Ergebnisse die-
ses Bezirksjugendtreffens werden in die weitere Arbeit
der DGB-Jugend einfließen. Die Teilnehmenden ver-
einbarten einen intensiveren Austausch und planen,
auch im nächsten Jahr ein gemeinsames bezirksweites
Treffen durchzuführen.

Niedersachsen

Das zurückliegende Jahr war für die niedersächsische
DGB-Jugend ein ereignisreiches und arbeitsintensives
Jahr. Die Gründe: vielfältige Projekte der Gewerkschafts-
jugend und veränderte politische Bedingungen der
Jugendarbeit nach dem Regierungswechsel in Nieder-
sachsen im Februar 2003.
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Jugendarbeit nach der Landtagswahl
Durch den Regierungswechsel hat die konservativ-libe-
rale Regierungsmehrheit einen rigorosen Sparkurs ein-
geläutet, der auch nicht vor dem Bereich der Jugend-
förderung Halt macht. Schon in 2003 wurde die För-
derung von Jugendverbänden in einigen Bereichen
gekürzt, so dass einige Maßnahmen ausfallen muss-
ten und weniger öffentliche Mittel als Zuschuss zu
unserer Arbeit zur Verfügung standen. Dies setzt sich
im Jahr 2004 mit den geplanten Einschnitten in die
Jugendförderung fort.

So sieht die Landesregierung vor, die Förderung der
Jugendverbände um 1,2 Millionen Euro zu kürzen.
Das Programm „Strukturschwache Gebiete” (SSG)
entfällt komplett. Dies bedeutet, dass die Stelle des
Jugendbildungsreferenten, der für die Naturfreunde-
jugend, die Falken und die DGB-Jugend im Projekt
„... für demokratie courage zeigen!” im Bereich Weser-
Ems arbeitet, nicht weiter finanziert werden kann.
Mittel für den Erhalt und den Ausbau verbandlicher
Jugendbildungsstätten werden massiv gekürzt, Strei-
chungen bei der Förderung von Freizeit- und Erholungs-
maßnahmen vorgenommen und die Förderung ehren-
amtlichen Engagements über die Erstattung von Ver-
dienstausfall eingestellt. Diesem Schreckensszenario
ungehemmter Kürzungspolitik der neuen Landesregie-
rung haben die Jugendverbände im Landesjugendring
die Kampagne „wir bewegen” entgegengestellt. Viel-
fältige kreative Aktionen fanden statt, Gespräche mit
Landtagsabgeordneten sind geführt worden und Bünd-
nisse wurden geschmiedet. 

Mehr Infos unter: www.wir-bewegen.de und
www.ljr.de.

Lebensweltbezogene Mädchenarbeit
Seit 2002 gibt es im DGB-Bezirk eine halbe Stelle im
landesweiten Projekt “Lebensweltbezogene Mädchen-
arbeit”, das bis Ende 2005 läuft. Monika Berger arbei-
tet als Referentin für Mädchen und junge Frauen mit
den Themenschwerpunkten Berufsorientierung, Aus-
bildung und Lebensplanung in der Region Hannover.

Die Mädchenreferentin hat 2003 verschiedene Pro-
jekte durchgeführt, deren Ziel die Erweiterung des
Berufswahlspektrums für Mädchen ist. Hierzu gehört
beispielsweise die Projektreihe „Mädchen und IT” mit
verschiedenen Bausteinen. Im IT-Mentoring haben Mäd-
chen die Möglichkeit einer weiblichen Auszubildenden
aus Berufen wie Mechatronikerin, IT-Systemkauffrau
oder Fachinformatikerin über die Schulter zu schauen
und in die entsprechenden Berufe hinein zu schnup-
pern. Andere Mädchen machen eine „Qualifizierung
zur Online-Redakteurin” und sind die ersten Mädchen,

die ganz professionell eine eigene Website im neuen
Jugendserver Niedersachsen gestalten.

Um die für das Berufsleben so wichtige Schlüsselqua-
lifikation Medienkompetenz zu stärken, hat die Mäd-
chenreferentin darüber hinaus verschiedene IT-Werk-
stätten für Haupt- und Realschülerinnen veranstaltet
und zusammen mit Mädchen den Videofilm „Haste
was – biste was” gedreht. Der Videofilm wurde im
Rahmen von „Colours”, dem Niedersächsischen Nach-
wuchs-Filmfest für Mädchen und junge Frauen, am
26. September 2003 uraufgeführt und ist auf große
Begeisterung gestoßen.

„Wege entstehen beim Gehen” ist ein Projekt, das
die Mädchenreferentin für Mädchen mit Migrations-
hintergrund konzipiert hat. In Erzählcafés mit Auszu-
bildenden und Frauen aus unterschiedlichen Berufen
konnten die Mädchen Fragen stellen, die ihnen auf
den Nägeln brannten.

Aber auch die Jungen sind – gemeinsam mit den
Mädchen – nicht zu kurz gekommen. Mit verschiede-
nen Schulen hat die Mädchenreferentin Seminare zur
geschlechterbewussten Berufsorientierung und Lebens-
planung durchgeführt, die allen beteiligten Schülerin-
nen und Schülern Möglichkeiten aufgezeigt haben,
sich bewusster mit der eigenen Lebens- und Berufs-
planung auseinander zu setzen.

„... für demokratie courage zeigen!”
Gemeinsam mit der Naturfreundejugend hat die DGB-
Jugend das Projekt „...für demokratie courage zeigen!”
fortgesetzt. Unterstützt durch das Förderprogramm
ENTIMON haben die Projektmitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter viele Projekttage und -wochen, Qualifizierun-
gen und Fortbildungen organisiert. Die inhaltlichen
und organisatorischen Elemente des Projekts wurden
beständig weiter entwickelt. So wurde ein Projekttag
zum Thema Globalisierung entwickelt, ein weiterer
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zum Thema Gender Mainstreaming/Lebensentwürfe
konzipiert. Das Teilprojekt „Courage for kids”, Projekt-
tage für Kinder im Primarbereich, konnte an den Start
gehen und seine ersten Praxis-Erprobungstage durch-
führen. Das Konzept ist gut angekommen. Die Projekt-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter werden ihr Engage-
ment in diesem Bereich zukünftig verstärken. Daneben
standen auch die weitere Vernetzung und inhaltliche
Qualifizierung der Teamerinnen und Teamer im Mittel-
punkt des Projektes, genauso die Themen „Rechts-
rock” und „Rechte Jugendkulturen”.

Über die jugendpolitischen Impulsprogramme in Nie-
dersachsen haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Projekts eine Evaluation in 2003 und 2004
konzipiert. Die Wirkungen des Projektes bei Teamerin-
nen und Teamern, Schülerinnen und Schülern sollen
in Kooperation mit der Universität Lüneburg erforscht
werden. Die Qualitätsstandards des Projektes werden
untersucht, definiert und weiterentwickelt. Das Ziel:
Eine stärkere Anerkennung antirassistischer Jugend-
bildungsarbeit, die Verdeutlichung des Nutzens von
Kontinuität und Nachhaltigkeit in solchen Projekten
und ein Gegensteuern zur öffentlichen Meinung über
die Aktionsprogramme gegen Rechts, die massiv in
der Kritik stehen.

Im November fand eine politische Erkundung Brüssels
statt. Dabei standen die europäische Vernetzung und
die europäischen Förderstrukturen von Anti-Rassismus-
Projekten im Mittelpunkt. Ende des Jahres wurde eine
Fachtagung zu den Schwerpunktthemen des Projekts
veranstaltet.

Bremen

Bildungsseminare
Die DGB-Jugend ist zusammen mit ARBEIT UND LEBEN
Bremen e. V. der größte Bildungsträger im Bereich der
außerschulischen Bildung in Bremen. Neben Aus- und
Fortbildungen von Ehrenamtlichen, die in der außer-
schulischen Bildungsarbeit und den Gremien der DGB-
Jugend arbeiten, bietet die DGB-Jugend originäre
außerschulische Bildungsarbeit an. Der ReferentInnen-
arbeitskreis Jugend (RAKJ) entwickelt in seiner konti-
nuierlichen pädagogischen Arbeit teilnehmerorientier-
te Konzepte für die Seminare und führt diese durch.
Die Modellprojekte mit den Gedenkstätten Sachsen-
hausen und Auschwitz konnten intensiviert werden.
Die Ergebnisse dieser Arbeit sind durch Reader, Video-
filme und eine Ausstellung von den Seminarteilnehme-
rInnen fest gehalten worden und zeigen den Erfolg
dieser Arbeit. Eine Fotoausstellung hat in einem natio-
nalen Wettbewerb einen ersten Preis erlangt.

Projektschultage
Die Projektschultage im Rahmen von „... für demo-
kratie courage zeigen!” sind auch in Bremen durch-
geführt worden. Ein Teil des ReferentInnenarbeits-
kreises Jugend und andere Interessierte entwickeln
zur Zeit einen Projektschultag zum Schwerpunkt
Gender: „Mädchen sind laut, Jungen sind zickig ...?”
Mit diesem Projekt wendet sich die DGB-Jugend an
Mädchen und Jungen, um mit ihnen geschlechtsspe-
zifische Lebensbedingungen zu reflektieren.

Kooperationen mit Schulen
Mit zwei Bremer Schulen führt die DGB-Jugend Ko-
operationen im Bereich Arbeitslehre durch. Schülerin-
nen und Schüler wählen ein Projekt und beschäftigen
sich mit den angebotenen außerschulischen Inhalten.
Die DGB-Jugend bietet Antirassismus und Interessen-
vertretung als Inhalte an. Durchgeführt werden die
Tage in den Räumen der DGB-Jugend in der Kultur-
werkstatt Westend.

Ausbildungsplatzoffensive
Wegen der mangelnden Anzahl an Ausbildungsplätzen
hat die DGB-Jugend eine Ausbildungsplatzoffensive
gestartet. Es wurden Betriebe angeschrieben, die noch
offene Stellen benennen sollten oder gebeten wurden,
zusätzliche Ausbildungsstellen zu schaffen. Die Ant-
worten wurden an das Bremer Ausbildungsbüro wei-
tergeleitet, das sich um eine Besetzung der Stellen
kümmerte. Im Zuge der Diskussion um mangelnde
Ausbildungsplätze hat sich der DGB entschlossen im
Verbund mit ver.di und der IG Metall selbst einen
Auszubildenden einzustellen. Die DGB-Jugend hat an
verschiedenen Berufsmessen teilgenommen. Unter
dem Motto „Hast du keinen Ausbildungsplatz, dann
nimm wenigstens ein Ausbildungsplätzchen” wurden
Kekse verteilt, um auf den Ausbildungsplatzmangel
hinzuweisen. 
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Wie in jedem Jahr ermittelte die DGB-Jugend den „Aus-
bildungsbetrieb des Jahres”. Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen und Ausbildungspersonalräte wurden
zur Situation und Qualität der Ausbildung in ihren
Bereichen befragt. Aus den Fragebögen wird ein Sie-
gerbetrieb ermittelt, der dann einen Pokal erhält. 

Bei der Veranstaltung am 1. Mai 2003 hat die DGB-
Jugend Bremen mit einer Aktion auf den Mangel an
Ausbildungsplätzen hingewiesen. Jugendliche boten
sich mit ihren Qualitäten – „Koche leckeren Kaffee”,
“Wasche das Auto des Chefs” – an, um beim Wett-
lauf um einen Ausbildungsplatz zu siegen. Ende des
Jahres fand die Fachtagung „Die Berufsbildung in
Gegenwart und Zukunft” statt.

SOS Berufsschule
Die DGB-Jugend hat bei Auszubildenden die Situation
und Ausstattung an Bremer Berufsschulen abgefragt.
Die Ergebnisse wurden dem Bildungssenator Willi
Lemke überreicht mit der Forderung, Abhilfe zu
schaffen.

Tatort Stadion
Im Bremer Gewerkschaftshaus war vom 28. April bis
23. Mai 2003 die Wanderausstellung “Tatort Stadion.
Rassismus und Diskriminierung im Fußball” zu sehen.
Vorrangiges Ziel der Ausstellung war es, vor allem
junge Menschen für die Problematik zu sensibilisieren.
Für Schulklassen wurden vormittags Führungen ange-
boten. Die Bundesintegrationsbeauftragte Marieluise
Beck und der ehemalige Bremer Bürgermeister Hans
Koschnik konnten als Schirmfrau und Schirmherr ge-
wonnen werden, der Ex-Fußballer Marco Bode hat ein
Grußwort geschrieben. Während der Ausstellung hat
die DGB-Jugend ein umfangreiches Begleitprogramm
organisiert und zahlreiche offene Abendveranstaltun-
gen angeboten. Insgesamt haben sich über tausend
Menschen die Ausstellung angesehen.

Vision Parade
Die DGB-Jugend hat mit einem Truck an der Vision
Parade teilgenommen, der mit Ehrenamtlichen besetzt
war.

Nacht der Jugend
Die DGB-Jugend unterstützt die „Nacht der Jugend”.
In der “Nacht der Jugend” erinnern seit 1998 jährlich
im November Tausende junger Bremer im Rathaus an
die Reichspogromnacht vom 9. auf den 10.November
1938. Auch in Bremen zerstörten damals die National-
sozialisten die Geschäfte Bremer Juden, steckten die
Synagoge in Brand, demütigten, quälten und ermor-
deten Bremer Jüdinnen und Juden. 

Sachsen-Anhalt

Die Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Jugend-
bildungsarbeit in Sachsen-Anhalt waren im vergange-
nen Jahr

D die Weiterführung sowie weitere inhaltliche Aus-
gestaltung der antirassistischen Bildungsangebote,

D die Entwicklung von Angeboten zur Berufsorien-
tierung und zur Begleitung des Übergangs von
Schule ins Berufsleben,

D die Ausbildung und Fortbildung von Jugendgrup-
penleiterinnen und -leitern sowie von ehrenamt-
lichen Teamerinnen und Teamern,

D Die Auswertung unserer gewerkschaftlichen
Jugendbildungsarbeit unter Berücksichtigung des
Gender Mainstreaming in Zusammenarbeit mit der
ISA Consult GmbH.

Jugendbildungsarbeit 
Die durchgeführten Bildungsveranstaltungen boten
Jugendlichen die Chance sich mit Möglichkeiten ihrer
eigenen Lebensgestaltung sowie der Entwicklung
eigener Fähigkeiten und Kompetenzen auseinander
zu setzen. Neben der Festigung und Entwicklung von
Fähigkeiten wurden konkrete Fragen Jugendlicher
diskutiert und beantwortet.

Girls´ Day – Mädchenzukunftstag
Auch im Jahr 2003 hat sich die DGB-Jugend am Girls’
Day beteiligt. An diesem Tag können Mädchen sich
intensiv mit ihrer beruflichen Lebensplanung sowie
der Arbeitswelt beschäftigen.  Gemeinsam mit dem
TeamerInnenarbeitskreis wurde eine „Safari durch den
Ausbildungsdschungel” angeboten. Auf Grund der
großen Resonanz 2002 wurde in diesem Jahr der Girls’
Day zusammen mit den DGB-Regionen in Sachsen-
Anhalt gestaltet. 72 junge Mädchen und Frauen be-
teiligten sich an der Safari, bei der sie Informationen
rund um die Ausbildung erhielten. 
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Veranstaltungen zur Stärkung politischer und
sozialer Kompetenzen
Die durchgeführten Veranstaltungen richteten sich an
interessierte Jugendliche und junge Erwachsene sowie
Multiplikatoren der außerschulischen Jugendarbeit.
Wir sprachen mit unseren Angeboten Interessierte,
ehren- und hauptamtlich Tätige der außerschulischen
Jugendarbeit an.

Jugendgruppen leiten lernen
Für Jugendliche, die gerne mit anderen jungen Men-
schen arbeiten, Verantwortung übernehmen oder ihr
Wissen an andere weitergeben wollen, bietet die DGB-
Jugend eine Ausbildung zum Jugendgruppenleiter
bzw. zur Jugendgruppenleiterin an. Neben der theo-
retischen Grundlagenvermittlung konnten sich die
Teilnehmenden innerhalb der Ausbildung selbst aus-
probieren und testen.

Qualifizierung von MultiplikatorInnen
Der ehrenamtliche TeamerInnenarbeitskreis (TAK) wurde
zur Unterstützung unserer Jugendarbeit weiter ausge-
baut. Neben der Qualifizierung der Teamerinnen und
Teamer wurden gemeinsam mit dem TAK Jugendbil-
dungskonzepte entwickelt, Veranstaltungen geplant,
organisiert, durchgeführt und ausgewertet sowie die
Projekte der DGB-Jugend begleitet.

Projektarbeit 

Projekt für Toleranz und Demokratie
Aufgrund der nach wie vor großen Gewaltbereitschaft
und Ausländerfeindlichkeit unter Jugendlichen in Sach-
sen-Anhalt haben die DGB-Jugend, die Auslandsgesell-
schaft Sachsen-Anhalt e.V. und die Landesvereinigung
kulturelle Jugendbildung Sachsen-Anhalt e. V. ein Kon-
zept zur Durchführung von Projekttagen entwickelt.
Im April 2001 fiel der Startschuss für das Projekt für
Toleranz und Demokratie (PTD), das seit Oktober 2001
Bestandteil des ostdeutschlandweit arbeitenden Netz-
werks für Demokratie und Courage (NDC) ist. Die Auf-
gabe des PTD ist es, junge Menschen zu Teamerinnen
und Teamern auszubilden, welche an Schulen und Ein-
richtungen der Jugendhilfe in Sachsen-Anhalt Projekt-
tage durchführen. Im Jahr 2003 haben wir 129 Pro-
jekttage an allgemeinbildenden Schulen, Berufsschu-
len und in Jugendclubs durchgeführt.

Auf den Spuren der Vergangenheit in Halle
Junge Leute und jung Gebliebenen in Halle entwickel-
ten die Idee des Projekts „Wi(e)der das Vergessen –
Orte und Opfer des Widerstandes”. Es befasst sich mit
den Geschehnissen zwischen 1933 und 1945, sowohl
bezogen auf die Opfer wie auf die Täter. Das Schick-
sal der Sinti und Roma wird einen wichtigen Platz im

Rahmen des Projektes einnehmen. Im ersten Schritt
standen Recherchearbeiten in unterschiedlichsten
Archiven sowie das Studium verschiedenster Quellen
im Mittelpunkt unserer Arbeit. Als Ergebnis haben wir
einen alternativen Stadtplan mit einer Handreichung
zu Orten des „Wi(e)derstandes” in Halle/Saale erarbei-
tet. 

In einer zweiten Phase gestalten die Teilnehmenden
Projekttage in Schulen und Jugendeinrichtungen. Mit
Hilfe des Stadtplanes und der Handreichung erhalten
Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit, sich inten-
siver mit den Orten des Geschehens zu befassen. Da-
bei sollen sie von ausgebildeten Teamerinnen und
Teamern begleitet werden. Die Träger des Projekts sind
die DGB-Jugend Sachsen-Anhalt, der Ortsverband der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) Halle-Nord und der Stadt-
schülerrat der Stadt Halle. Das Projekt wird im Rah-
men des Civitas-Programmes der Bundesregierung
gefördert.

Projekt „Ziel: Leben”
Die ungünstige Arbeitsmarktsituation in Ostdeutsch-
land hinterlässt bei den hier lebenden Jugendlichen
merkliche Besorgnis. Besonders berührt von der Aus-
bildungssituation zeigen sich sozial benachteiligte
Jugendliche. Sie scheinen sich ihrer geringen Chancen
auf dem Ausbildungs- und Stellenmarkt sehr bewusst
zu sein.
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In einen gefährlichen Strudel nach unten geraten heute
bereits junge Menschen, die früher vermutlich ohne
größere Schwierigkeiten ihren Platz im Erwerbsleben
gefunden hätten: Jugendliche mit sozialen Handicaps,
jugendliche Spätaussiedlerinnen, Jugendliche, die die
Schule, die Ausbildung oder ihr Studium abbrechen.
Mit unserem Projekt „Leben” wollen wir Jugendliche
stärken und ihnen Möglichkeiten für die eigene Lebens-
gestaltung aufzeigen und ihnen Ängste nehmen. Die
DGB-Jugend in Sachsen-Anhalt hat unter anderem
Workshops mit Jugendlichen durchgeführt zu den
Themen Zeitplanung und Selbstmanagement, Fragen
des Lebensunterhalts, und zu rechtlichen Rahmenbe-
dingungen während der Ausbildung.

Gender Mainstreaming und Jugendarbeit
Durch den Fördervertrag zur Finanzierung gewerk-
schaftlicher Jugendbildungsarbeit mit dem Ministe-
rium für Soziales und Gesundheit Sachsen-Anhalt ist
die DGB-Jugend aufgefordert, den Gender-Aspekt 
in ihrer Arbeit zu berücksichtigen. Im Rahmen eines
Workshops haben wir uns im Sommer 2003 inhaltlich
mit dem Gender Mainstreaming beschäftigt. Mit der
Unterstützung von ISA Consult wollen wir konkrete
Hilfestellungen in Sachen Gender Mainstreaming für
die alltägliche Arbeit der Referentinnen und Referen-
ten, für Teamerinnen und Teamer entwickeln und
nachhaltig in unsere Arbeit integrieren.



Niedersachsen

Gesundheitspolitik Niedersachsen
Der DGB-Bundesvorstand hat in seinem 2003 vorge-
legten Eckpunktepapier zur Gesundheitsreform eine
Verbesserung der Qualität der Versorgung, die Förde-
rung der integrierten Versorgung sowie einen innova-
tiven Wettbewerb um Qualität gefordert. Im Hinblick
auf die Forderung nach möglichen Kostensenkungen
in der gesetzlichen Krankenversicherung und zu Gun-
sten einer gezielteren Verwendung der Mitgliedsbei-
träge sind neben vielen anderen Maßnahmen auch
organisatorische Veränderungen erforderlich, um Wirt-
schaftlichkeitsreserven zu erschließen. Mit Unterstüt-
zung der Selbstverwaltung reagierte die AOK Nieder-
sachsen, wie auch andere Kassen, auf die desolate
Kostensituation mit entsprechenden Strukturmaß-
nahmen.

So reduzierte die AOK Niedersachsen die Anzahl der
bestehenden 55 Regionalcenter auf 17. Geschlossen
wurden 64 Geschäftsstellen, darunter insbesondere
kleinere, in denen nicht fallabschließend beraten
wurde. Bis zum Jahresende 2003 tagten die seinerzeit
in den Regionaldirektionen gewählten Beiräte noch
gemeinsam. Ab 1. Januar 2004 nahmen 17 neue Bei-
räte ihre Tätigkeit auf. Der DGB Niedersachsen als
Listenführer der Versichertenseite und die Unternehmer-
verbände Niedersachsen (UVN) für die Arbeitgeber
schlugen zum Stichtag 30. September 2003 jeweils
136 neue Beiratsmitglieder vor, statt etwa 400 wie
zuvor. Die Wahl fand in der Sitzung des Verwaltungs-
rats der Allgemeinen Ortskrankenkassen im Oktober
statt. Die Beiräte werden sich jeweils aus acht Versi-
chertenvertreterinnen und -vertretern sowie acht
Arbeitgebervertreterinnen und -vertretern konstituie-
ren. Die Beiräte amtieren bis zum Ablauf der aktuel-
len Amtsperiode der Selbstverwaltungsgremien im
Jahr 2005.

Rentenversicherung
Im Zeichen der angestrebten bundesweiten Organisa-
tionsreform der Rentenversicherung haben die Landes-

versicherungsanstalten (LVA) Braunschweig und Han-
nover den Weg zu einer gemeinsamen Anstalt weiter
beschritten. Dieser Zusammenschluss wird mit der
Wahl der neuen Selbstverwaltung im Rahmen der
Sozialwahlen 2005 abgeschlossen sein.

Sozialwahlen 2005
Den Auftakt zu den Sozialversichertenwahlen im Jahr
2005 bildete das Treffen am 6. November 2003 beim
DGB-Bundesvorstand in Berlin. Daraufhin erfolgte die
Gründung eines Arbeitskreises mit den für die Sozial-
wahlen zuständigen Vertreterinnen und Vertretern in
den Mitgliedsgewerkschaften im DGB-Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt zwecks Vorberei-
tung der Sozialwahlen 2005.

Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderung
Der DGB beteiligte sich in vielfältiger Weise anlässlich
des Europäischen Jahres der Menschen mit Behinde-
rung auch in Niedersachsen. Gemeinsam mit den
Unternehmensverbänden Niedersachsen (UVN) und
dem Sozialverband Deutschland (SoVD) lud der DGB
im Rahmen der Auftaktveranstaltung am 29. März
2003 in Hannover zu einer äußerst gut besuchten
Podiumsdiskussion zu Fragen der „Integration von
Menschen mit Behinderung in die Arbeitswelt” ein.

Darüber hinaus beteiligte sich der DGB-Bezirk Nieder-
sachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt als Sponsor am
Springer-Meeting des Garbsener Sportclubs. Den Preis
erhielt der Hochspringer Reinhold Bötzel für seinen
Sprung über 1,95 Meter. Er sicherte sich damit die Teil-
nahme an den Paralympics 2004. Der DGB-Bezirk wird
Reinhold Bötzel auch weiterhin bis zu den Wettkämp-
fen im Herbst 2004 in Athen als Förderer begleiten.

Soziales Bündnis Niedersachsen 2003
Die beabsichtigten unsozialen Kürzungen der nieder-
sächsischen Landesregierung und die in Reformen ge-
kleideten Kürzungen im Sozialbereich auf Bundesebene
treffen viele Menschen und Organisationen, insbeson-
dere Beschäftigte und ihre Familien. Um dagegen Posi-
tion zu beziehen, hat der DGB im Spätjahr den Aufruf
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„Eine starke Bewegung für ein soziales Niedersachsen.
Soziales Bündnis Niedersachsen 2003” formuliert. 

Am Sozialen Bündnis beteiligen sich bisher folgende
Organisationen: Allgemeiner Studentenausschuss (AstA)
der TU Clausthal, ASta der Uni Hannover, attac Han-
nover, Deutscher Mieterbund e.V. Landesverband Nie-
dersachsen, Flüchtlingsrat Niedersachsen, Landeseltern-
vertretung der niedersächsischen Kindertagesstätten
(Kita-LEV) e.V., Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt,
Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Soziale Brennpunkte
Niedersachsen e.V., NaturFreundeJugend Niedersach-
sen, SJD – Die Falken Bezirksverband Hannover, SoVD
Landesverband Niedersachsen, die Landesarbeitsge-
meinschaft der Arbeitslosenprojekte für Erwachsene
in Niedersachsen (ZEPRA) und Gewerkschaften. Auch
Betriebsräte und Einzelpersonen wie Walter Hiller (Nie-
dersächsischer Sozialminister a. D.), Prof. Dr. Wolf-
Rüdiger Umbach (Präsident des Landessportbundes)
und Dr. Antje Richter (Sprecherin der Landesarmuts-
konferenz) unterstützen als Erstunterzeichnende den
Aufruf.

Im Rahmen einer Pressekonferenz hat sich das Soziale
Bündnis Anfang Dezember 2003 der Öffentlichkeit vor-
gestellt. Auf einer gemeinsamen Auftaktveranstaltung
am 8. Dezember mit rund 100 Teilnehmenden aus dem
Kreis der Bündnispartner hat das Bündnis gemeinsame
Verabredungen getroffen. Im kommenden Jahr plant
das Bündnis, auch in den Regionen von Niedersachsen
Soziale Bündnisse zu unterstützen und zu initiieren.
Ein gemeinsam erstelltes Schwarzbuch soll die Folgen
des geplanten Sozialabbaus verdeutlichen. Im ersten
Jahresdrittel 2004 soll ein „Großer Ratschlag” stattfin-
den, in dessen Rahmen Perspektiven für die weitere
Arbeit des Sozialen Bündnisses diskutiert werden. Auch
bei den am 3. April 2004 vorgesehenen europaweiten
Aktivitäten will sich das Soziale Bündnis einbringen.

Bremen

Mit den Materialien des DGB-Bundesvorstandes zur
Gesundheitsreform initiierte der DGB Bremen eine
Reihe von Veranstaltungen mit Vertreterinnen und
Vertretern von Versicherten, Gewerkschaften und
Selbsthilfegruppen im Gesundheitswesen.

Eine öffentliche Veranstaltung fand statt am 25. März
2003 unter dem Titel “Gesundheit für alle – wie wei-
ter mit den Reformen im Gesundheitswesen?” Außer-
dem gründete der DGB am 5. Juni das Netzwerk Ge-
sundheit, das aus Gewerkschaften, Selbsthilfegruppen,
Wohlfahrtsverbänden, Selbstverwaltern und Personal-
räten der Krankenkassen besteht. Gegründet, um in
der erwarteten öffentlichen Auseinandersetzung um
die Gesundheitsreform die Interessen der Patientinnen
und Patienten stärker in die Öffentlichkeit zu bringen,
mussten die Beteiligten sich nach der schnellen Eini-
gung zwischen Regierung und Opposition damit ab-
finden, dass die Diskussion um die notwendigen Struk-
turreformen aus der Öffentlichkeit verdrängt worden
ist. Dennoch wird das Netzwerk weiter arbeiten. Zur
Gesundheitsreform wurden Unterschriften gesammelt
und der Bremer Gesundheitssenatorin übergeben. Des
Weiteren versucht das Netzwerk, beim betreffenden
Ressort einen Runden Tisch bzw. ein Forum für Patien-
tinnen und Patienten zu installieren. Die Gesundheits-
reform war auch Schwerpunkt der ersten Welle der
DGB-Kommunikationskampagne in Bremen.
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Der DGB koordiniert die Arbeit in der Selbstverwaltung
der Krankenkassen. Es finden kassenübergreifende Zu-
sammenkünfte der Selbstverwalterinnen und Selbstver-
walter statt. Zur Verbesserung der Kommunikation zwi-
schen Selbstverwaltung und Patientenorganisationen
lud der DGB zu einer gemeinsamen Veranstaltung ein.

Sachsen-Anhalt

Das 2003 verabschiedete Gesetz zur Modernisierung
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Moderni-
sierungsgesetz-GMG) enthält Ansätze, die auch von
gewerkschaftlicher Seite gefordert werden. Zu nennen
sind hier die integrierte Versorgung und die Gesund-
heitszentren. Aber Belastungen, die das Gesetz ent-
hält, tragen zum großen Teil die Versicherten. Als Bei-
spiele seien die Praxisgebühr und die erhöhten Zuzah-
lungen bei Medikamenten genannt. Hinzu kommt,
dass mit der Ausgliederung des Krankengeldes und
des Zahnersatzes das Ende der paritätischen Finanzie-
rung eingeleitet wurde. Der DGB vermisst zudem An-
reize für die Ärzte zur Steigerung der Qualität. Das
vorliegende Gesetz schafft keine Abhilfe bei den be-
reits bestehenden Fehl- , Unter- und Überversorgungen.

In Sachsen-Anhalt hat der DGB in der Diskussions-
phase, die der Verabschiedung des GMG vorausging,
mehrere Veranstaltungen durchgeführt. Den Auftakt
machte am 21.Januar 2003 die Veranstaltung „Kostet
Frau sein die Gesundheit?” in Halle. Sie wurde gemein-
sam mit der Abteilung Frauen durchgeführt. Es folgte
die Seniorenveranstaltung „Gesundheitsreform – Wege
aus der Krise” am 14. Februar 2003. Am 6. Mai 2003
fand in Leipzig eine gemeinsame Konferenz mit dem
DGB Thüringen unter dem Motto „Gute Besserung”
statt. Die drei Themen „Disease-Management”, „Fall-
pauschalen” und „Soziale Krankenversicherung als
Zukunftsmodell verlangt nachhaltige Strukturrefor-
men” wurden ausführlich diskutiert. Den Abschluss
der Veranstaltungsreihe bildete die gemeinsame Kon-
ferenz des DGB und ver.di Sachsen-Anhalt „Mutige
Reformen statt Leistungsabbau” am 20. Mai 2003.
Hier stellte unter anderem Prof. Dr. Lauterbach seine
Vorstellungen zur Gesundheitsreform dar.

Ende September stelle der DGB Kontakte zu Behinder-
tenverbänden und der Liga der Wohlfahrtsverbände
her, um gemeinsame Aktionen zur Änderung des
Sozialgesetzbuches XII und der Einführung der Gesetze
Hartz III und IV zu planen.

In der Vertreterversammlung der Landesversicherungs-
anstalt (LVA) Sachsen-Anhalt wurde der Fusion der
LVA Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt zuge-

stimmt. Hierfür müssen aber noch die bundesrecht-
lichen Voraussetzungen geschaffen werden.

Für die Zukunft unserer Kinder
Einen großen Teil der sozialpolitischen Arbeit nimmt
das „Bündnis für ein kinder- und jugendfreundliches
Sachsen-Anhalt” ein. In diesem Bündnis sind der DGB,
die Gewerkschaften GEW und ver.di, Elternvertreter,
die Arbeiterwohlfahrt (AWO), Parteien, Verbände für
Jugend- und Kinderarbeit und die Volksinitiative „Für
die Zukunft unserer Kinder” vertreten. Das Bündnis
fordert unter anderem einen Ausbau des Bildungsauf-
trages in Kindereinrichtungen sowie dessen Umsetzung
mit Fachpersonal, gleiche Lern- und Lebenschancen
für alle Kinder unabhängig von der Berufstätigkeit der
Eltern und die Beibehaltung eines bezahlbaren Rechts-
anspruchs auf Kinderbetreuung. Am 22. Januar 2003
fand in Magdeburg eine Großdemonstration mit weit
über 5.000 Teilnehmenden statt. Nach dem Kompro-
miss der SPD, CDU und FDP wurde die Verabschiedung
des Kinderförderungsgesetzes mit Aktionen auf dem
Domplatz begleitet. Als nächsten Schritt begann das
Bündnis, die Unterstützungsunterschriften für die Zu-
lassung eines Volksbegehrens zu sammeln. In kurzer
Zeit kamen über 30.000 Unterschriften zusammen, so-
dass die Zulassung am 28.Mai 2003 beantragt werden
konnte. In der Zwischenzeit wurden Regionalbündnisse
aufgebaut, so dass es nun in jedem Landkreis einen
Ansprechpartner des jeweiligen Bündnisses gibt.

Ende Juni wurde das Volksbegehren zugelassen. Bis
Mitte Februar 2004 müssen 250.000 gültige Unter-
schriften gesammelt werden. Offizieller Start des Volks-
begehrens war am 1.September 2003. Die Auftakt-
veranstaltungen fanden unter anderem in den Städ-
ten Dessau, Halle und Magdeburg statt. Aufgrund
des Verbots, in kommunalen Kindertagesstätten die
Unterschriftenlisten auszulegen, müssen die Unter-
schriften auf der Straße gesammelt werden. Bis Ende
Oktober waren die Hälfte der geforderten Unterschrif-
ten zusammen, sodass das Bündnis bis Ablauf der Frist
sammeln wird und noch von einem Gelingen des
Volksbegehrens ausgeht.



Niedersachsen

Insgesamt 1.564 ehrenamtliche Richterinnen und
Richter für die Arbeits- und Verwaltungsgerichtsbar-
keit hat der DGB in Niedersachsen zur Benennung
vorgeschlagen.

Die vom Ministerium berufenen Richterinnen und
Richter werden ab 1. Januar 2004 im Amt sein. In der
Arbeitsgerichtsbarkeit werden sie gemeinsam mit einer
ehrenamtlichen Richterin bzw. einem ehrenamtlichen
Richter und einer Berufsrichterin bzw. einem Berufs-
richter gleichberechtigt die Gerichte in den verschie-
denen Städten und Kammern stellen. Sie sind zustän-
dig für alle arbeitsrechtlichen Verfahren wie Kündi-
gung, Zahlung oder Eingruppierung.

Beim Verwaltungsgericht sind die ehrenamtlichen
Richterinnen und Richter  – neben zwei Berufsrichte-
rinnen und -richtern – nicht nur in den „normalen”
Verfahren, sondern auch in den Verfahren vor den
Disziplinarkammern und den Kammern für Entschei-
dungen nach dem Niedersächsischen Personalvertre-
tungs- und Bundespersonalvertretungsrecht tätig.
Aufgabe der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter
ist es, die betriebliche Praxis und den Arbeitsalltag in
das Verfahren einzubringen und darauf zu achten,
dass die menschliche und soziale Situation berück-
sichtigt wird.

Neben den alljährlich stattfindenden Schulungen für
die im Amt befindlichen Richterinnen und Richter wird
der DGB die Neubenannten in gesonderten Schulun-
gen auf ihr Amt vorbereiten und ihnen Unterstützung
und Hilfestellung geben. Schwerpunktthema der tur-
nusmäßig durchgeführten Schulungen der bereits im
Amt befindlichen Arbeitsrichterinnen und -richter war
2003 „Das Teilzeit- und Befristungsgesetz – Ausle-
gungsfragen und aktuelle Rechtsprechung”. Das
öffentliche Gesprächsforum in der Heimvolkshoch-
schule Hustedt fand zum Thema “Deregulierung –
freie Bahn für wen?” statt.

Bremen

Der DGB Bremen hat die in letzter Minute in den
Koalitionsgesprächen durchgesetzte Entscheidung, die
Arbeitsgerichtsbarkeit aus dem Arbeits- in das Justiz-
ressort zu überführen, scharf kritisiert. Hierbei han-
delt es sich nicht einfach um eine organisatorische,
sondern um eine politische Entscheidung, die sich
gezielt gegen die Gewerkschaften und die Beschäftig-
ten richtet. 90 Prozent der Verfahren vor den Arbeits-
gerichten werden von Beschäftigten eingeleitet. Ehren-
amtliche Richterinnen und Richter haben in der Arbeits-
gerichtsbarkeit eine andere Funktion als in anderen
Gerichtsverfahren. Die Herausbildung einer eigenstän-
digen Arbeitsgerichtsbarkeit und ihre Zuordnung zum
Arbeitsressort beruhen auf den Erfahrungen, die die
Gewerkschaften in ihrer Geschichte mit der Justiz
machen mussten – auch im Hinblick auf Herkunft und
Ausrichtung der Richterinnen und Richter. Das Arbeits-
recht unterliegt im Gegensatz zu den übrigen Rechts-
bereichen nicht der ausschließlichen Regelungskom-
petenz des Gesetzgebers, sondern weitgehend der
Gestaltung durch die Tarifparteien.

Sachsen-Anhalt

In Zusammenarbeit mit ARBEIT UND LEBEN Sachsen-
Anhalt e.V. wurde für ehrenamtliche Arbeitsrichterin-
nen und Arbeitsrichter im Januar eine Wochenschulung
in Sonneck durchgeführt. Thema war „Das Arbeits-
recht im Spannungsfeld gesellschaftlicher Verände-
rungen”. Das Seminar kam bei den ehrenamtlichen
Richterinnen und Richtern gut an, da ausreichend Zeit
für eine intensive Diskussion und Vertiefung des The-
mas vorhanden war. Leider wird es nach der derzeiti-
gen Finanzlage nicht möglich sein, dies zu wiederho-
len, sondern es muss auf Tagesschulungen umgestellt
werden.
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Niedersachsen

Arbeitskreis Öffentlicher Dienst/Beamte
2003 wurde auf Landesebene der Arbeitskreis Öffent-
licher Dienst/Beamte gegründet, in dem Vertreterinnen
und Vertreter der Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes mitarbeiten. Ein Schwerpunkt der Arbeit in
diesem Jahr waren die durch die sogenannte Verwal-
tungsmodernisierung anstehenden Veränderungen für
die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. Die Ver-
waltungsreform ist noch nicht abgeschlossen und
wird deshalb die Arbeit auch im kommenden Jahr
beeinflussen. Im September hat der Niedersächsische
Landtag in erster Lesung über die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes und Streichung des Urlaubsgeldes bera-
ten und diese beschlossen. Die Kürzungen beziehungs-
weise Streichungen auf Landesebene wurden durch
die auf Bundesebene verabschiedete Öffnungsklausel
möglich. Der Arbeitskreis unterstützte den von ver.di
initiierten Aufruf zur Petitionsaktion gegen die Kür-
zung bzw. Streichung von Weihnachts- und Urlaubs-
geld sowie die zentrale Veranstaltung am 10. Oktober
2003 in Hannover.

Am 10. September 2003 fand in Hannover eine Lan-
deskonferenz der Personalräte und Betriebsräte des
öffentlichen Dienstes mit rund 300 Teilnehmenden
statt. In der Konferenz wurde über die rechtlichen

Grundlagen für die Öffnungsklausel und deren Aus-
wirkungen auf die Ländergesetzgebung, Kürzungen
im Bildungsbereich, Sparpolitik in Niedersachsen und
die damit begründeten Gesetzesänderungen infor-
miert. Darüber hinaus wurden die Handlungsmöglich-
keiten von Betriebs- und Personalräten aufgezeigt.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer verabschiedeten
die Hannoveraner Erklärung, mit der sie sich gegen
willkürliche Kürzungen und Arbeitsplatzabbau in den
Kommunen, der niedersächsischen Landesverwaltung
und der Bundesverwaltung wenden. Sie forderten von
der niedersächsischen Landesregierung, dass sie sich
nicht an den Streichungen der Sonderzuwendung bei
Beamten beteiligt. Des Weiteren solle die Landes-
regierung Tarifverträge nicht in Frage stellen, die
Beteiligungsrechte beachten sowie Betriebs- und
Personalräte an der Entscheidungsfindung beteiligen.

Der DGB hat zu einer Vielzahl von Rechtsänderungen
im Rahmen des Beteiligungsverfahren seine Stellung-
nahme abgegeben. Beispielhaft seien hier nur die Ver-
ordnungen und Erlasse, die aus der Änderung des Nie-
dersächsischen Schulgesetzes resultieren, die Beihilfe-
vorschriften für das Land Niedersachsen sowie die
Verlängerung der Amtszeit der Personalvertretungen
genannt.
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Bremen

Die DGB-Landesbeamtenkommission für Bremen
besteht aus zwölf Mitgliedern, die von den Gewerk-
schaften ver.di, GEW und GdP benannt worden sind.
Die Aufgabe der Kommission besteht im Wesentlichen
darin, im Rahmen des § 97 des Bremischen Beamten-
gesetzes zu allen beamtenrechtlichen Änderungen
aus gewerkschaftlicher Sicht Stellung zu beziehen.

Darüber hinaus gestaltet sich die gewerkschaftliche
Vertretung der Interessen der Beamtinnen und Beam-
ten nach wie vor äußerst schwierig. Die öffentlichen
Arbeitgeber bzw. Dienstherren (Bund, Länder und
Gemeinden, aber auch Telekom und Post) versuchen
ihre jeweiligen Haushalte mit starken Einschnitten in
das Bezahlungs- und Versorgungssystem der Beam-
tinnen und Beamten finanziell zu entlasten. Notwen-
dige Veränderungen der Arbeits-, Bezahlungs- und
Ausbildungsbedingungen im Interesse der Beamtinnen
und Beamten sind unter diesen Bedingungen nicht
möglich. Im Gegenteil: Die Parlamente und Regierun-
gen nutzen ihre gesetzlichen Regelungsmöglichkeiten
des Beamtenrechts voll aus, um die geplanten Vorha-
ben zu realisieren. Mit Appellen und Protesten wird es
kaum möglich sein, den Forderungen der Beamtinnen
und Beamten Gehör zu verschaffen und diese durch-
zusetzen. Aber auch das beamtenrechtliche Beteili-
gungsverfahren nach Bremischem Beamtengesetz ist
zur Durchsetzung von Beamteninteressen nur bedingt
geeignet. Die gewerkschaftliche Forderung nach vol-
len Verhandlungsrechten wurde von den politisch
Verantwortlichen bislang kategorisch abgelehnt und
steht nach wie vor auf der Tagesordnung.

Unabhängig davon hat die DGB-Landesbeamtenkom-
mission bei vielen beamtenrechtlichen Entscheidungen
in Bremen mitgewirkt und zu einer Fülle von Rechts-
änderungen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens
nach § 97 des Bremischen Beamtengesetzes seine
Stellungnahmen abgegeben. Als Beispiele seien ge-
nannt das Gesetz zur Änderung des Bremischen Hoch-
schulgesetzes, sowie das Gesetz zur Nichtanpassung
von Dienst- und Versorgungsbezügen.

Weitere Schwerpunkte waren die Tarif- und Besoldungs-
runde 2003/2004 sowie die Umsetzung der Öffnungs-
klausel durch die Landesparlamente. Danach ist das
Land Bremen befugt, das Weihnachts- und Urlaubs-
geld der Beamtinnen und Beamten eigenständig zu
regeln. Absicht des Senats ist es, das Weihnachtsgeld
ab 2004 auf durchschnittlich 50 Prozent und 2005
auf 45 Prozent zu kürzen. Das Urlaubgeld soll gestri-
chen werden. Die ausgehandelten Tarifergebnisse
konnten zwar inhaltsgleich auf den Beamtenbereich

übertragen werden, die Anwendung der Öffnungs-
klausel konnte leider noch nicht verhindert werden.
An zwei Demonstrationen und Kundgebungen im
September 2003 in Bremen nahmen insgesamt etwa
4.500 Kolleginnen und Kollegen teil. Sie protestierten
lautstark gegen die Besoldungskürzungen und weitere
Kürzungsmaßnahmen des Senats.

Sachsen-Anhalt

Auch in Sachsen-Anhalt musste sich der DGB intensiv
mit der Verwaltungsreform auseinandersetzen. So
fand am 25. März 2003 eine Sitzung mit den zustän-
digen Personalräten und den Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes statt. Den Abschluss bildete die
Anhörung zum Gesetzentwurf „Neuordnung des Lan-
desverwaltungsamtes”. Durch dieses Gesetz soll unter
anderem die Anzahl der Personalräte für den Lehrer-
bereich stark beschränkt werden, womit die Arbeits-
fähigkeit in Frage gestellt wird. Ebenso soll die Anzahl
der Gleichstellungsbeauftragten reduziert werden.
Parallel dazu wurde mit dem Innenministerium die
Struktur der Übergangspersonalräte diskutiert. Hierzu
fand die abschließende Anhörung Mitte November
statt. Beendet ist die Debatte um die Verwaltungs-
reform damit noch nicht, da uns das Thema Kommu-
nalisierung von Landesaufgaben im Jahr 2004 ebenso
weiter beschäftigen wird wie die Zusammenlegung
von Aufgaben mit den Ländern Thüringen und Sachsen.

Im September fand in Zusammenarbeit mit den Ge-
werkschaften des Öffentlichen Dienstes eine Tagung
zum Thema „Personalentwicklung im öffentlichen
Dienst in Sachsen-Anhalt” statt, an der einhundert
Personalräte teilnahmen. Es wurde über die Vorstel-
lung der Gewerkschaften für die einzelnen Bereiche
Lehrer, Polizei, Allgemeine Verwaltung diskutiert. Bei
dem Vortrag von Staatsminister Robra stellte sich her-
aus, dass dem Land keine umsetzungsfähigen Personal-
entwicklungskonzepte vorliegen. Da die Veranstaltung
in diesem Jahr sehr gut angekommen ist, ist eine wei-
tere Tagung für das nächste Jahr geplant.

Zum Thema „Sonderzahlungsgesetz” finden Anhö-
rungen statt. Es besteht die Hoffnung, dass durch die
Intervenierung der Gewerkschaften das Gesetz befri-
stet wird und somit eine Chance besteht, den bis da-
hin abgeschlossenen Tarifvertrag zu übernehmen und
die Einführung eines Kinderzuschlages durchzusetzen.
Leider wird es nicht möglich sein, das Inkrafttreten
auf das Jahr 2004 zu verschieben.



Niedersachsen

Arbeitskreis Arbeits- und Gesundheitsschutz
Die Vertreterinnen und Vertreter der Gewerkschaften
und des DGB im Beirat für Arbeitsschutz beim Nieder-
sächsischen Sozialministerium haben sich 2003 insbe-
sondere mit dem Leitlinienpapier des Landes Nieder-
sachsen zur Staatsmodernisierung, aber auch anderen
Veränderungen im Bereich des Arbeitsschutzrechtes
auseinander gesetzt.

Die neue Landesregierung hat den Antrag des Landes
Bayerns aufgegriffen, mit dem die Zuständigkeiten im
Bereich der Berufsgenossenschaften verändert werden
sollen. Die Gewerkschaften hingegen fordern das be-
stehende Leistungsspektrum in der betrieblichen Bera-
tung beizubehalten. Auch die Aufgabenstellungen
der Berufsgenossenschaften in der Umsetzung von
Unfallverhütungsvorschriften dürfen nicht wegfallen.
Eine Unterstützung der bayerischen Initiative, wie sie
auch in niedersächsischen Ministerien diskutiert wird,
wird von den Gewerkschaften abgelehnt.

Der Einfluss von Urteilen des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) sowie der Europäischen Richtliniensetzung
auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz in Nieder-
sachsen nimmt zu. Die Entscheidung des EuGH, Bereit-
schaftszeiten wie Arbeitszeiten zu behandeln, trifft
beispielsweise insbesondere den Krankenhausbereich
und die Berufsfeuerwehren.

Weitere Themenstellungen des Arbeitskreises sind die
Änderungen des Arbeitszeitgesetzes, die Novellierung
der Gefahrenstoffverordnung und die Änderung der
Arbeitsstättenverordnung. Mittlerweile wird die System-
kontrolle nicht nur im Arbeits- und Gesundheitsschutz,
sondern auch im Umweltrecht durchgeführt. Die Qua-
lifizierung des Fachpersonals ist daher nicht nur bei
der Gewerbeaufsicht, sondern auch auf der betrieb-
lichen Ebene entsprechend zu verbessern.

Leider ist es in Niedersachsen nicht gelungen zum
Thema „Neue Qualität der Arbeit” ein Projekt mit
dem Schwerpunkt „Psychische Belastungen” durchzu-

führen, da das Land die Finanzierungsgrundlage nicht
sichergestellt hat.

Der DGB und die Mitgliedsgewerkschaften haben die
Arbeit im Beirat für Arbeits- und Gesundheitsschutz
im niedersächsischen Sozialministerium stabilisiert
und verstärkt. Neue Themen sind die psychischen
Belastungen am Arbeitsplatz und die Zukunft der
Unfallversicherungsträger.

Bremen

Arbeitskreis (AK) Arbeits- und Gesundheitsschutz
Der AK Arbeits- und Gesundheitsschutz beim DGB
Bremen tagt regelmäßig etwa alle zwei Monate. Er
begleitet die aktuellen Entwicklungen im Arbeitsschutz
und veranstaltet ein- bis zweimal im Jahr Arbeits-
schutzkonferenzen. Im März 2003 fand die 9. Arbeits-
schutzkonferenz des DGB unter dem Titel: „Was Sie
schon immer über arbeitsbedingten Stress wissen
wollten ...” statt. Mit rund 80 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern aus unterschiedlichen Betrieben war die
Konferenz gut besucht und wurde als sehr erfolgreich
bewertet. Die 10. Arbeitsschutzkonferenz im Februar
2004 wird das Thema „Demographische Entwicklung
und Gestaltung der Arbeitswelt” behandeln.

Politisch setzt sich der DGB Bremen mit den Deregu-
lierungsbestrebungen im Arbeitsschutz auseinander,
um zu erreichen, dass es im Rahmen der „Innova-
tionszone Bremen” nicht zu einer Aufweichung des
Arbeitsschutzes in Kleinbetrieben kommt.

Sachsen-Anhalt

Die Gesellschaft zur Förderung arbeitsorientierter in-
novativer Strukturentwicklung in Sachsen-Anhalt e. V.
(GAISA) ist als gewerkschaftsnahe Forschungs- und
Beratungseinrichtung ein kompetenter Ansprechpart-
ner für Qualifizierungs- und Beratungsangebote auf
den Gebieten Arbeitsgestaltung und Arbeits- und
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Gesundheitsschutz. GAISA hat zum Ziel, Lösungen
unter weitgehender Beteiligung von Beschäftigten zu
entwickeln. Die Lösungen sollen das Kriterium der
Wirtschaftlichkeit mit dem Interesse der Belegschaf-
ten an humanen, gesundheitsförderlichen und fach-
lich attraktiven Arbeitsbedingungen verbinden.

Die Schwerpunkte der betrieblichen Beratung liegen
gegenwärtig bei den Themen neue Modelle variabler
Arbeitszeitgestaltung, Arbeitsanforderungs-, Belas-
tungs- und Gefährdungsanalysen sowie Arbeitsplatz-
und Arbeitsablaufgestaltung. GAISA erarbeitet zu die-
sen Themen Handlungshilfen in Form von Broschüren
und Leitfäden, die Betriebsräten und interessierten
Beschäftigten zur Verfügung gestellt werden können.
In Absprache mit Gewerkschaften und Betriebsräten
werden auch Seminare angeboten.

GAISA engagiert sich auch für ein koordiniertes Vor-
gehen im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
auf Landesebene. Im Landesarbeitskreis für Arbeits-
sicherheit und Gesundheitsschutz treffen die zustän-
digen Vertreterinnen und Vertreter aus Interessenver-
bänden, Landesbehörden, Versicherungsträgern und
Krankenkassen sowie Wissenschafts- und Beratungs-
einrichtungen regelmäßig zum Erfahrungsaustausch
zusammen und verständigen sich auf gemeinsame
Aktionen und Projekte. Die Geschäftsführung des
Landesarbeitskreises ist bei GAISA angebunden.

2003 hat GAISA Betriebsräte bei der Einführung von
variablen Jahresarbeitszeitmodellen in Call-Centern
und Unternehmen der Nahrungsmittelbranche bera-
ten. GAISA hat Wochenseminare und Tagesveranstal-
tungen zum Thema „Moderner Arbeits- und Gesund-
heitsschutz und betriebliche Gefährdungsbeurteilung”
bei der Gewerkschaft ver.di sowie im Rahmen des
Betriebsrätenetzwerks Dessau durchgeführt Es fanden
zwei Fachveranstaltungen des Landesarbeitskreises
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz zu den The-
men „Flexible Arbeitszeit wirtschaftlich, gesundheits-
verträglich und familienfreundlich gestalten” und De-
regulierungstendenzen im Arbeits- und Gesundheits-

schutz” statt. GAISA hat darüber hinaus den Arbeits-
schutztag 2003 durchgeführt, an dem rund 150 Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheits- und Gesund-
heitsdienstleister sowie Betriebs- und Personalräte
teilnahmen. 



Niedersachsen

Die primäre Aufgabenstellung des Arbeitskreises der
DGB-Seniorinnen und Senioren ist die politische Bera-
tung des niedersächsischen Landesvorstandes. Bei den
Zusammenkünften wurden neben seniorenpolitischen
Fragestellungen auch die politische und personelle
Unterstützung der Kommunikationskampagne des
DGB thematisiert. Der Sozialabbau sowie die bildungs-
politischen Neuzuschnitte im niedersächsischen Schul-
bereich waren ebenso Schwerpunkte der Auseinan-
dersetzung wie die von der Politik geforderten betrieb-
lichen Bündnisse und deren politische Abwehr.

Wie bereits im letzten Jahr setzten die Seniorinnen
und Senioren die Beratung und Beschlussfassung über
die Arbeitsgrundlagen des Arbeitskreises nach der DGB-
Organisationsreform fort. Nach eingehender Beratung
wurde ein Positionspapier für den Landesvorstand vor-
gelegt. Neu ist die Beteiligung der Seniorensprecherin-
nen und -sprecher der DGB-Regionen an den Arbeits-
kreissitzungen auf Landesebene. Die Vertretung des
Seniorenarbeitskreises im Niedersächsischen Landes-
vorstand wird weiterhin durch den Kollegen Fred
Habicht wahrgenommen.

Bremen

Der Bremer Arbeitskreis gewerkschaftlicher Seniorin-
nen und Senioren, in dem Kolleginnen und Kollegen
aus allen Mitgliedsgewerkschaften mitarbeiten, führt
in Kooperation mit der Bildungsvereinigung ARBEIT
UND LEBEN Bremen e.V. Seminare durch, in denen
sich die Teilnehmenden intensiv mit aktuellen gesell-
schaftlichen Fragen auseinandersetzen. Einen Schwer-
punkt bildete bisher die Auseinandersetzung mit Fra-
gen europäischer Seniorinnen- und Seniorenpolitik.
Daraus entstanden Kontakte mit Italien, den Nieder-
landen und Dänemark. Seit Herbst 2003 gibt es eben-
falls Kontakte mit Spanien zum Thema „Senioren und
Ehrenamt”. Ein reger Erfahrungsaustausch besteht
auch mit älteren Gewerkschaftsmitgliedern aus Meck-
lenburg-Vorpommern.

Über die regelmäßigen Treffen und Seminare hinaus
gibt es weitere konkrete Arbeitsvorhaben. Eine Redak-
tionsgruppe beschäftigt sich mit der Herausgabe eines
gewerkschaftlichen Informationsblattes für ältere
Menschen. Noch im Winter 2003 soll die erste Aus-
gabe erscheinen.

Verhandlungen mit dem Sozialsenator zur Anerken-
nung der DGB-Senioren als Gruppe mit eigener Ver-
tretung in der Bremer Seniorenvertretung sind bisher
erfolglos geblieben. Hieran wird weiter gearbeitet. Ein
Vertreter aus dem SeniorInnenkreis nimmt an den
Regionsvorstandssitzungen teil.

Die Aktivitäten der Seniorinnen und Senioren werden
weiter intensiviert. Über die Bildungsvereinigung
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V. nehmen sie an einem
vom Bundesbildungsministerium geförderten Projekt
zur „Motivation und Qualifikation” älterer Menschen
für gesellschaftliches Engagement teil.

Sachsen-Anhalt

Der Seniorenarbeitskreis in Sachsen-Anhalt besteht
aus je zwei Vertreterinnen und Vertretern aus den
Regionen und trifft sich regelmäßig alle zwei Monate.
Vorsitzender ist Rolf Herrmann, der auch beratendes
Mitglied im DGB-Landesvorstand Sachsen-Anhalt ist.
Im Februar wurde eine Tagung zum Thema „Gesund-
heitsreform” für alle Seniorenarbeitskreise im DGB
durchgeführt. Andere Themen, die diskutiert wurden,
waren Patientenverfügungen, Versorgungsvollmach-
ten und die Pflegeversicherung. Eine Gruppe der DGB-
Seniorinnen und -Senioren beschäftigt sich mit dem
Thema Rente, insbesondere mit der Angleichung der
Ostrenten an Westniveau. Diese Gruppe trifft sich mit
Vertreterinnen und Vertreter der anderen neuen Bun-
desländer und stimmt Aktionen ab.

Des Weiteren arbeitet ein Vertreter der DGB-Senio-
rinnen und Senioren auf Landesebene im Arbeitskreis
„Wohnsituation für Senioren” im Ministerium für
Soziales mit.
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Niedersachsen

Die Handwerksarbeit wurde verstetigt. Dazu dienten
zwei Tagungen, die mit Vertrauensleuten der Gewerk-
schaften in den Handwerkskammern durchgeführt
wurden. In der ersten Tagung informierte Detlev Per-
ner vom DGB-Bundesvorstand die Teilnehmenden
über rechtliche und organisationspolitische Aspekte
der für das Jahr 2004 anstehenden Handwerkskam-
merwahlen. Den Mittelpunkt der zweiten Sitzung bil-
deten die neuen Leitlinien für die DGB-Handwerks-
arbeit. Die Zusammenarbeit mit den Vizepräsidenten
der Handwerkskammern konnte durch eine gemeinsa-
me Tagung und durch die Teilnahme des DGB an den
Vizepräsidententagungen der Vereinigung der Hand-
werkskammern (VHN) ausgebaut werden.

Eine Auseinandersetzung gab es mit dem Niedersäch-
sischen Handwerkstag (NHT), der kurz vor der Land-
tagswahl in Niedersachsen am 24. Januar 2003 ein-
seitig gegen die Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung Stimmung machte. An dem Rufen des NHT nach
einem deregulierten Arbeitsmarkt übten der Vorsit-
zende des DGB-Bezirks Hartmut Tölle und der Spre-
cher der Vizepräsidenten der VHN Heidulf Masztalerz
gemeinsam harsche Kritik. Der DGB-Bezirk betonte,
dass die Stärke des Handwerks in seinen Beschäftig-
ten liege, die mit hoher Qualifikation, großer Einsatz-
bereitschaft sowie Engagement und Kreativität Waren
und Dienstleistungen in bester Qualität herstellten.
Verschlechterte Arbeitnehmerrechte schaffen nach
Ansicht des DGB auch im Handwerk nur demotivierte
Beschäftigte, keine Arbeitsplätze.

Bremen

Der drei Jahre andauernde Arbeitsrechtsstreit des
Vizepräsidenten der Bremer Handwerkskammer gegen
seinen Arbeitgeber endete 2003 erfolgreich. Der Kol-
lege ist seit vier Jahren Vize-Präsident der Bremer
Handwerkskammer. Für diese ehrenamtlichen Tätig-
keiten wird dem Arbeitgeber nach der Handwerks-

ordnung der Lohnausfall von der Kammer erstattet. In
diesem Fall jedoch nicht: Der Arbeitgeber war mit den
ehrenamtlichen Tätigkeiten seines Arbeitnehmers nicht
einverstanden. Er erteilte Verbote, Termine wahrzuneh-
men und zahlte mehrfach den Lohn nicht. Darüber
hinaus hatte die Handwerkskammer Bremen beschlos-
sen, für seine ehrenamtlichen Mandatsträger maximal
für 100 Stunden jährlich Lohnausfall an die jeweiligen
Handwerksmeister zu erstatten. In fünf zusammenge-
fassten Verfahren endete dieser Streit mit einem Ver-
gleich. Damit ist nun klar gestellt, dass der Vizepräsi-
dent seine ehrenamtliche Arbeit in erforderlichem Um-
fang ohne zeitliche Begrenzung und Behinderung und
ohne Lohnverlust ausüben darf. Das Gericht stellte
eindeutig fest, dass durch die Ausübung einer ehren-
amtlichen Tätigkeit keine Nachteile entstehen dürfen.

Neubesetzung Berufsbildungsausschüsse
Im November 2003 endete turnusgemäß die Amts-
periode der Berufsbildungsausschüsse I und II. Leider
wird es zunehmend schwieriger, von den Mitglieds-
gewerkschaften vorgeschlagene hierfür geeignete
und interessierte Vertreterinnen und Vertreter zu be-
kommen. Dies ist auf die schwieriger werdenden Be-
dingungen in den Betrieben und die befürchteten
Repressalien zurückzuführen. Umso bedeutender ist
die Entscheidung des Bremer Arbeitsgerichtes nach
der Klage des Vizepräsidenten gegen die Behinderung
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit. Der Handwerksaus-
schuss muss sich künftig auch mit der Zukunft des
Fortbildungszentrums des Handwerks (BFZ) beschäfti-
gen, welches nur zu 43 Prozent ausgelastet ist.
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Der DGB-Bezirk organisierte im Jahre 2003 zum zwei-
ten Mal in Folge einen Praktikantenaustausch mit den
Weißrussischen Gewerkschaften des Kongresses der
freien und unabhängigen Gewerkschaften in Belarus.
Die beiden Teilnehmer der Gewerkschaft Belarussian
Free Trade Union, Natalia Bykova und Andrej Haran-
schow, wurden in einem vierwöchigen Training in die
Arbeit des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der
Gewerkschaften eingeführt. Eine Dolmetscherin der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Natascha Kurhan, sorgte für
eine reibungslose Verständigung und für die organisa-
torische Unterstützung während des Austausches. 

Die Möglichkeit, im Rahmen der Kommunikations-
kampagne des DGB praktische Kampagnenarbeit
hautnah mit zu erleben, und die vielfältigen betrieb-
lichen und gewerkschaftlichen Kontakte wurden von
den Praktikanten besonders begrüßt.

Der Aufbau freier unabhängiger Gewerkschaften in
den neuen unabhängigen Staaten der ehemaligen
Sowjetunion ist ein schwieriges Unterfangen, da viele
strukturelle und wirtschaftliche Veränderungen den

dortigen Arbeitsmarkt bereits erfasst haben. In dem
politischen Umbruch, der besonders in Belarus die
Arbeit und freie Entfaltung unabhängiger Gewerk-
schaften erschwert, ist die praktische Unterstützung
der Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter von
besonderer Bedeutung.

Bremen

Auf Einladung des DGB Bremen/Bremerhaven war im
Oktober eine Delegation der italienischen Gewerk-
schaft CGIL aus der Provinz Livorno zu einem einwö-
chigen Besuch zu Gast. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer verständigten sich auf gemeinsame Arbeits-
vorhaben, die in einem Dokument festgehalten wer-
den soll. Dieses Dokument soll den Vorständen der
Dachverbände zum Beschluss vorgelegt und dann von
den Vorsitzenden unterzeichnet werden, um damit
die Partnerschaft zwischen den Gewerkschaftsbünden
zu besiegeln. Gleichzeitig luden die Kolleginnen und
Kollegen der CGIL zu einem Gegenbesuch im Frühjahr
nach Livorno ein.

Internationaler Austausch

Der DGB Sachsen-Anhalt arbeitet aktiv im „Bündnis
gegen Rechts” in Magdeburg mit. Von Magdeburg
aus wurde das Festival „Bunt statt braun” organisiert.
Im Rahmen des Festivals gab es eine Veranstaltung in
den Freien Kammerspielen, eine Vorführung des Films
„Herrenpartie”, eine Diskussionsveranstaltung „Opfer
des NS-Regimes berichten” und ein Konzert in der
Factory. Finanziert wurden die Veranstaltungen mit
Spenden und Civitas.

Des Weiteren arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt im
Landespräventionsrat mit und beteiligt sich aktiv an
der Arbeitsgruppe Rechtsextremismus/Fremdenfeind-
lichkeit. Darüber hinaus hat der DGB die Mitarbeit bei
„Miteinander e.V.” fortgesetzt.

Aktiv gegen Rechts
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Ehrenamtliche Strukturen fördern
Die dreizehn DGB-Regionen haben ihr Engagement
für die Unterstützung der DGB-Orts- und Kreisver-
bände im Jahr 2003 verstärkt. Das Bildungsprogramm,
die DBG-Kommunikations-Kampagne und die Konfe-
renz „best practice” in der Heimvolkshochschule
Hustedt seien hier exemplarisch aufgeführt.

Das Seminarprogramm für die Orts- und Kreisverbände,
das der DGB zusammen mit ARBEIT UND LEBEN Nie-
dersachsen e.V. aufgelegt hat, bildete einen Schwer-
punkt in der Arbeit für die Binnenstruktur. Die hohen
Teilnehmendenzahlen und die positiven Rückmeldun-
gen haben den DGB veranlasst, das Bildungsangebot
für das kommende Jahr weiter zu entwickeln.

Schon im Rahmen der DGB-Kommunikationskampagne
hat sich gezeigt wie vielfältig, kreativ und engagiert
die Ehrenamtlichen ihre Ideen umsetzen. Auch auf der
ersten Konferenz „best practice” im Oktober wurde
dies deutlich. Bei schönem Wetter hatten die Ehren-
amtlichen der DGB-Binnenstruktur zwei Tage Zeit und
Gelegenheit Ideen, Meinungen und praktische Erfah-
rungen auszutauschen. Die Ausstellung einzelner Orts-
und Kreisverbände zeigte, wie viele kreative Ideen die
Ehrenamtlichen vor Ort in die Praxis umgesetzt haben.

Angeregte Gespräche und Diskussionen entwickelten
sich rund um die ausgestellten Videoclips, Plakate
und Modelle. 

Mit zahlreichen, vom DGB-Bundesvorstand geförder-
ten Projekten zu verschiedensten Themen wird die
politische Arbeit der Ehrenamtlichen über das Jahr
2003 hinaus unterstützt werden. 

HVHS Hustedt, 10.03: ”Die Mauer” mit Aufgaben und gewerkschaftlich-organisatorischen Anforderungen für unsere zukünftige politische Arbeit. Es gilt die Mauer Stein für Stein abzubauen.

Binnenstruktur
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Der DGB hat zusammen mit den Mitgliedsgewerk-
schaften im Jahr 2003 eine bundesweite Kommunika-
tionskampagne gestartet. Gewerkschaftsmitglieder
und die breite Öffentlichkeit sollen stärker über die
Ziele und Inhalte des DGB informiert werden. Die
Kommunikationskampagne soll dazu beitragen, den
internen Dialog und die öffentliche Auseinanderset-
zung in Gang zu bringen. Nur so können die Ziele
und Aufgaben von Gewerkschaften deutlich und breit
kommuniziert werden. Das Konzept der Kommunika-
tionskampagne sieht Aktivitäten in Wellen vor. Im
Mittelpunkt standen 2003 die Themen Gesundheits-
politik, Bildungspolitik, Arbeitsmarktpolitik und der
Erhalt der Tarifautonomie. Zur Unterstützung der DGB-
Regionen hat der DGB ein Kampagnenfahrzeug mit
einer vielfältigen Materialausstattung eingesetzt.

In der ersten Welle, in deren Rahmen im Mai 2003
vorwiegend Aktionen in Bremen und Hannover statt-
fanden, stand das Thema Gesundheitspolitik im Vor-
dergrund. In vielfältigen kreativen Aktionen haben
sich die Gewerkschaften, aber auch die DGB-Regio-
nen und Ehrenamtliche vor Ort an die Bevölkerung
gewandt. Die Aktionen im Mai 2003 im Rahmen der
Kommunikationskampagne und die Großkundgebung
am 24. Mai mit Michael Sommer hat der DGB-Bezirk
mit kurzen Spots im Fahrgastfernsehen der Üstra und
auf Großbildschirmen in den U-Bahnhöfen Hannovers
beworben. Zum ersten Mai entwickelten die Abteilun-
gen Öffentlichkeitsarbeit und Organisation gemein-
sam ein Quiz, an dem bezirksweit viele Gewerkschaf-
terinnen, Gewerkschafter und Nichtmitglieder teilge-
nommen haben. Hauptgewinn war eine Fahrt mit dem
DGB-Heißluftballon. Über 40 glückliche Gewinnerin-
nen und Gewinner konnten einen Blick auf Bremen,

Magdeburg, Halle, Hannover oder die Lüneburger
Heide genießen.

Die Aktivitäten in der zweiten Welle legten den Schwer-
punkt auf die Bildungspolitik. Auch hier stand Han-
nover mit vielfältigen Aktionen im Mittelpunkt. Der
zweite Aktions-Schwerpunkt lag in der sachsen-anhal-
ter Landeshauptstadt Magdeburg. Öffentliche Aktio-
nen mit Einbindung des Publikums waren an allen
Schwerpunkten angesagt.

Die positiven Wirkungen von Tarifverträgen waren
Schwerpunkt der Aktivitäten der dritten und zugleich
letzten Welle des Jahres 2003. Politischer Hintergrund
war der Versuch der CDU- und FDP-Bundestagsfrak-
tionen und der niedersächsischen Landesregierung,
betriebliche Bündnisse gesetzlich zu verankern und
damit die Tarifautonomie der Gewerkschaften zu
untergraben. Braunschweig, Bremen und Halle, aber
auch andere DGB-Regionen führten Veranstaltungen,
Konferenzen und Aktionen durch. Bezirksweit betei-
ligte sich der DGB zusammen mit den Mitgliedsge-
werkschaften an Unterschriftenaktionen zum Erhalt
der Tarifautonomie.

Im Juli übten der DGB und die Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft (CDA) Niedersachsen ge-
meinsam in einem Pressegespräch Kritik an der von
der niedersächsischen Landesregierung in den Bun-
desrat eingebrachten Gesetzesinitiative, mit der das
Arbeits- und Tarifrecht ausgehöhlt werden soll. Der
CDA-Landesvorsitzende Max Mathiesen monierte,
dass dieses Gesetz Arbeitnehmerrechte in einer Weise
abbaue, die mit der sozialen Marktwirtschaft nicht
vereinbar sei.

Kommunikationskampagne
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Betriebsräte landesweit bekannter Unternehmen wie
Karstadt, Volkswagen, Deutsche Bahn und Bahlsen
übergaben im Oktober auf Initiative des DGB-Bezirks
eine Resolution an den niedersächsischen Wirtschafts-
minister Walter Hirche. Sie forderten den Erhalt der
Tarifautonomie und betonten die gute Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften.

Zur Unterstützung der Aktivitäten vor Ort haben die
Abteilungen Organisation und Öffentlichkeitsarbeit
des DGB-Bezirks eine Postkarte entwickelt, auf der
die tarifpolitischen Errungenschaften der Gewerkschaf-
ten und ihr Nutzen für die Beschäftigten kurz und
knapp zusammen gefasst sind. Die Postkarten waren
sehr gefragt und mussten nachgedruckt werden. Dank
der gemeinsamen Anstrengungen ist es dem DGB
und seinen Mitgliedsgewerkschaften gelungen, am
Ende des Jahres einen Eingriff in die Tarifautonomie
abzuwehren.

Mit der Kommunikationskampagne hat der Deutsche
Gewerkschaftsbund einen wichtigen Schritt nach vorn
getan. Von den ehrenamtlich Engagierten in den Kreis-,
Stadt- und Ortsverbänden über die DGB-Regionen bis
hin zur Bezirksebene waren viele Aktive einbezogen.
Tausende von Bürgerinnen und Bürgern und Gewerk-
schaftsmitglieder haben den DGB und die Gewerk-
schaften in Aktion erlebt. Sie hatten die Möglichkeit,
sich entgegen dem öffentlichen Meinungsbild in Presse,
Funk und Fernsehen mit wichtigen gesellschaftspoliti-
schen Fragestellungen auseinander zu setzen. Der DGB
wird die Kampagne im nächsten Jahr fortführen, um
sich kontinuierlich und aktiv in politische Auseinander-
setzungen einzumischen.

Bremen

Der DGB Bremen war als Schwerpunktregion für die
Kommunikationskampagne ausgewählt worden und
daher während der drei Wellen besonders aktiv.

Erste Welle: Gesundheit
Bereits im März organisierte der DGB Bremen eine
erste Podiumsdiskussion mit der Frage „Gesundheit
für alle. Wie weiter mit den Reformen?”. Weiter ging
es am 1. Mai mit dem Gesundheitsquiz „Reformen
sind kein Glücksspiel. Aber dieses Glücksspiel refor-
miert ihr Leben” und verschiedenen Aktionen der
Mitgliedsgewerkschaften. Besonders erfolgreich waren
die Aktionen am 10. Mai in der Bremer und Bremer-
havener Innenstadt. Mit Infotisch, Sonnenschirm und
vielen roten DGB-Ballons gewappnet befragten Bremer
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter Passantin-
nen und Passanten nach ihren Forderungen zum Ge-
sundheitssystem. Mit rotem DGB-Bus, Straßentheater
und Musik wurde auch der „Aktionstag Gesundheit”
am 17. Mai eine runde Sache für den Bremer DGB.

Zweite Welle: Bildung
Mit einer fantasievollen Aktion hat die Bremer DGB-
Jugend auf fehlende Ausbildungsplätze in Bremen
und Bremerhaven hingewiesen: Zusammengekettete
Ausbildungswillige wurden durch die Bremer Fußgän-
gerzone getrieben und auf dem Marktplatz feilgeboten.

Dritte Welle: Erhalt der Tarifautonomie
Morgens erreichen und verlassen viele Züge den Haupt-
bahnhof in Bremerhaven und bringen hunderte Pend-
lerinnen zur Arbeit. Am 25. September hat sie der
DGB mit Informationen und Traubenzucker versorgt.
Die Flyer mit dem Aufdruck: “Sonst gibt’s kein Halten
mehr” fuhren durch die gesamte Republik und wur-
den immer wieder gelesen. Am 27. September fand
der zentrale Aktionstag des DGB auf dem Domshof
statt. „Ihre Meinung ist gefragt” lautete die Auffor-
derung an die PassantInnen. In einem vom DGB orga-
nisierten Pressegespräch haben Betriebsräte aus ver-
schiedenen Unternehmen an Beispielen verdeutlicht,
dass eine gesetzliche Änderung der Tarifautonomie
überflüssig ist und bereits genügend Möglichkeiten exi-
stieren, um auf konkrete betriebliche Situationen rea-
gieren zu können. Die Pressekonferenz fand ein brei-
tes Echo in den örtlichen Medien. Unterstützt wurden
diese Aktionen in Bremen und Bremerhaven durch
Unterschriftensammlungen in Betrieben, durch Zei-
tungsanzeigen und Gespräche mit Bundestagsabge-
ordneten.
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DGB vor ort
Mit einem vierteljährlich erscheinenden Info-Blatt
informiert der DGB-Bezirk seit Mitte des Jahres über
wichtige Inhalte, Positionen und Termine. Die „DGB
vorort” richtet sich vor allem an die ehrenamtlich im
DGB Engagierten. Sie soll aber auch die im Bezirk und
in den Regionen Beschäftigten und die Partner in den
Gewerkschaften über die Aktivitäten des DGB-Bezirks
informieren. Die Resonanz auf die ersten Ausgaben
war positiv.

DGB-Film prämiert
Der DGB-Filmpreis wird seit acht Jahren im Rahmen
des Internationalen Filmfestes Emden Aurich Norder-
ney vergeben. Er ging dieses Jahr an Kim Longinotto,
die Regisseurin des Dokumentarfilms “The Day I will
never forget”. Ihr Film setzt sich einfühlsam mit der
Beschneidung afrikanischer Frauen auseinander. Dafür
wurde die englische Regisseurin vom Publikum des
14. Internationalen Filmfestes Emden Aurich Norder-
ney mit dem DGB-Preis belohnt. Mit ihm zeichnet der
Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
gesellschaftlich besonders engagierte Filme aus. Der
Preis wurde von der stellvertretenden DGB-Bundes-
vorsitzenden Ursula Engelen-Kefer zusammen mit

dem Bezirksvorsitzenden Hartmut Tölle überreicht.
Kim Longinotto will das Preisgeld in Höhe von 5.000
Euro dafür einsetzen, dass der Film im Rahmen von
Aufklärungsprojekten gegen die Genitalverstümme-
lung gezeigt werden kann. Der Preis wird vor allem
durch die Gewerkschaften ver.di, GEW und IG Metall
Emden sowie von der Bildungsvereinigung ARBEIT
UND LEBEN Niedersachsen e. V. unterstützt.

Ehrenamtliche fortbilden
In Zusammenarbeit mit der Bildungseinrichtung ARBEIT
UND LEBEN e. V. führte der DGB auch in diesem Jahr
eine Schulung von Ehrenamtlichen aus Orts- und Kreis-
verbänden zum Thema Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit durch. Die Teilnehmenden erhielten Tipps zum
Umgang mit Journalisten und lernten Grundkennt-
nisse des journalistischen Schreibens kennen.

Internet
Der Internet-Auftritt der drei Landesverbände wird
derzeit vereinheitlicht. Die Homepage des DGB Sach-
sen-Anhalt ist bereits an das Corporate-Design des
Bundesvorstandes angepasst worden. Im nächsten
Schritt wird die niedersächsische Internet-Seite folgen.

Öffentlichkeitsarbeit
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Niedersachsen

Materialien zur Landtagswahl Niedersachsen
Der DGB Niedersachsen hat eine Gegenüberstellung
der Programme der für die Landtagswahl 2003 kandi-
dierenden Parteien erarbeitet und den DGB-Regionen
und Gewerkschaften als Grundlage für Diskussionen
und Argumentationen zur Verfügung gestellt. Anstelle
eines Wahlaufrufs hat der DGB Postkarten zu den
Themen Bildung, Tarifverträge und Vermögenssteuer
verteilt und mit ihnen zur Teilnahme an den Landtags-
wahlen aufgefordert.

Pressearbeit in Niedersachsen
Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit begleitet die Ver-
anstaltungen und politischen Aktivitäten der Fachab-
teilungen durch Pressearbeit. Im Laufe des Jahres hat
der DGB zahlreiche Pressekonferenzen durchgeführt,
die sehr hohe Aufmerksamkeit bei den Medien gefun-
den haben. Bundesweite Medienresonanz fand die
Großkundgebung am 24. Mai 2003 mit dem DGB-
Bundesvorsitzenden Michael Sommer – viele Presse-
anfragen waren zu koordinieren und die Pressebe-
treuung rund um die Veranstaltung zu organisieren.

Bremen

Bürgerschaftswahl
Die Bürgerschaftswahl im Mai 2003 und die Kommu-
nikationskampagne bestimmten die Öffentlichkeitsar-
beit des Bremer DGB. Flyer mit den Forderungen des
DGB zur Bürgerschaftswahl gingen an die politische
Öffentlichkeit und wurden in allen Betrieben verteilt.
Am Wochenende vor der Wahl verteilte der DGB in
der Bremer Innenstadt Flugblätter mit der Aufforde-
rung, das Wahlrecht wahrzunehmen. Eine Podiums-
diskussion mit Vertreterinnen und Vertretern aller zur
Wahl stehenden Parteien stieß leider auf geringes
öffentliches Interesse.

Pressearbeit und direkter Kontakt
Alle Aktionen des Bremer DGB werden durch intensive

Pressearbeit begleitet. Auf der Homepage www.dgb-
bremen.de sind alle Pressemitteilungen sowie Stellung-
nahmen zu landespolitischen Themen zu finden.

Im Zwei-Städte-Staat Bremen bietet sich neben dem
„medial” vermittelten ebenso der direkte Kontakt mit
Bürgerinnen und Bürgern an. Von April bis November
ist der DGB außer in den Sommerferien monatlich in
der Bremer Innenstadt mit einem Infostand präsent,
desgleichen in Bremerhaven. Die Resonanz ist durch-
weg positiv: Mitglieder finden es gut, dass auch die
Gewerkschaften in der City präsent sind. Und wer sich
einmal über die Gewerkschaften beschweren möchte,
findet Gelegenheit, Dampf abzulassen. Auch diesen
teilweise zähen Auseinandersetzungen will sich der
Bremer DGB stellen. Die Infostände bieten zudem
Gelegenheit zur Imagewerbung.

Sachsen-Anhalt

Öffentlichkeitsarbeit ist komplex – so manche Presse-
meldung hat ihren Sinn erst im Zusammenhang mit
einem Event, einer Konferenz, einer Aktion oder einer
Kampagne. Veröffentlichungen von Studien, Presse-



gespräche und -mitteilungen, Interviews und Autoren-
beiträge in elektronischen und Printmedien, in eigenen
Druckerzeugnissen und in Internetauftritten spiegeln
das politische Wirken des DGB Sachsen-Anhalt wieder.
Der DGB Sachsen-Anhalt ist auch 2003 bei seinem
Grundsatz geblieben: Nicht zuviel und handwerklich
korrekt. Das ist nicht uneigennützig. Im Berichtszeit-
raum wurden alle Pressemitteilungen des DGB Sach-
sen-Anhalt transportiert. Abdruckrate: 100 Prozent,
wenn auch nicht in allen Medien.

DGB – der Presse-Service
Die Pressestelle des DGB Sachsen-Anhalt übernimmt
mehrmals jährlich auch Aufgaben für überregionale
gewerkschaftliche Strukturen. Im Jahr 2003 war dies
unter anderem die Organisation und Pressebetreuung
vor Ort bei der Veranstaltung „KLARTEXT – Gewerk-
schaftsmitglieder diskutieren mit Michael Sommer,
Hasso Düvel, Ulrich Freese und Andreas Steppuhn”
am 7. Mai 2003 in Halle. Ebenso hat der DGB Sach-
sen-Anhalt die Pressearbeit in Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Sachsen für den Gewerkschaftstag der Ge-

werkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten im Oktober
2003 in Magdeburg übernommen.

Gleichzeitig versteht sich der DGB als unentgeltlicher
„Dienstleister” für Gruppen und Organisationen, wenn
dies gewerkschaftlichen Zielstellungen entspricht. So
hat er redaktionelle und technische Hilfe bei der Presse-
arbeit der Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeitslosen-
zentren und Projekte in Sachsen-Anhalt geleistet.

Image-Arbeit
In den Bereich der Image-Arbeit lässt sich das Enga-
gement des DGB zum 50. Jahrestag des Aufstandes
vom 17. Juni 1953 einordnen. Mehrere Zigtausend
Menschen, insbesondere aus Sachsen-Anhalt und
Niedersachsen, haben den DGB als Unterstützer des
Theater-Open-Air „Die Norm muss weg!” auf der
ehemaligen Grenzübergangsstelle Marienborn wahr-
genommen. Veranlasst durch die Pressestelle war das
DGB-Logo in Werbeanzeigen, Plakaten und am Auf-
führungsort präsent. Wir haben Gruppen von Zeitzeu-
gen und Betroffenen im Umfeld des Theater-Open-Air
an der Gedenkstätte Deutsche Teilung betreut. Dieses
sichtbare Engagement für eine neue und differenzier-
te Aufarbeitung ostdeutscher Geschichte war für die
Identifikation von Menschen mit dem DGB von großer
Bedeutung. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten stehen hier auch zukünftig in der Pflicht.

Ähnliche öffentliche Wirkungen hatten auch unsere
Aufwendungen zum Thema Frieden. Mit Ausbruch
des Irak-Kriegs 2003 ist der DGB Sachsen-Anhalt mit
Postkartenaktionen in den Städten Dessau, Halle und
Magdeburg präsent gewesen.

Medienpolitik

Die gewerkschaftlichen Vertreterinnen und Vertreter
in den Rundfunkgremien der Sendeanstalten der drei
Bundesländer sowie in den Landesmedienanstalten
haben sich im Laufe des Jahres für gewerkschaftliche
Belange im Rundfunk eingesetzt und die kritische Pro-
grammbeobachtung fortgesetzt.

46 Das machen wir. 2003 • Öffentlichkeitsarbeit



47Das machen wir. 2003 • Organigramm des Bezirks

Service
O

rg
an

ig
ra

m
m

 d
es

 B
ez

ir
ks



48 Das machen wir. 2003 • Der DGB in Hannover, Bremen und Magdeburg

Dreyerstraße 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
Net: www.nsb.dgb.de

Bezirksvorsitzender 

Hartmut Tölle

Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de

Jugend

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de

Sekretariat: Ute Bergmann
Fon: 0511 12601-61

Mädchenreferentin: Monika Berger
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: monika.berger@dgb.de

Arbeitsmarkt und Beschäftigungs-
politik/Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de

Sozialpolitische Referentin: 
Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-31
E-Mail: christa.piatkowski@dgb.de

Sekretariat: Christina Hensel
Fon: 0511 / 12601–25

Frauen/Bildung/Öffentlicher Dienst/Beamte

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick-apel@dgb.de

Sekretariat: Ruth Ziefke
Fon: 0511 12601–42

Berufliche Bildung

Fritz Stöcker
E-Mail: christa.woydte@dgb.de

Sekretariat: Christa Woydte
Fon: 0511 12601-10/-54

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Umwelt-,
Europa- und 
Hochschulpolitik

Dr. Thomas Student
E-Mail: thomas.student@dgb.de

Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de

Organisationsreferentin: 
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: dorothea.braunert@dgb.de

Sekretariat: Tine Halm
Fon: 0511 12601–26

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

Der DGB in Hannover, 
Bremen und Magdeburg

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: bremen@dgb.de
Net: www.bremen-dgb.de

Landesvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de

Sekretariat: Heidemarie Fülleborn und 
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, Allgemeine
und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de

Sekretariat: Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33576-26 und -22

Abteilung Organisation II, AK Handwerk,
Allgemeine Organisation/ Binnenstruktur

Helmut Rattai
E-Mail: helmut.rattai@dgb.de

Sekretariat: Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-25/-11

Abteilung Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Sabine Herold
E-Mail: sabine.herold@dgb.de

Sekretariat: Ursel Lüllmann und 
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21/-22

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt

Sekretariat: Manuela Pretzien
Fon: 0391 62503-15
E-Mail: manuela.pretzien@dgb.de

Wirtschafts-, Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt, Frauen

N.N.

Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Jugend und Bildung

Petra Richter
E-Mail: petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de

Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-19

Presse

Bernhard Becker
E-Mail: bernhard.becker@dgb.de

Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 2187-54
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

Nicht hauptamtlich besetzte Service-Büros:

Cloppenburg

Soestenstraße 10, 49661 Cloppenburg 
Fon: 04471/3028

Delmenhorst

Lange Str. 72, 27749 Delmenhorst 
Fon: 04221 17030  
Fax: 04221 120445

Brake

Schulstraße 7, 26919 Brake
Fon: 04401 4388

Varel

Hansastraße 9 a, 26316 Varel 
Fon: 04451 5600 
Fax: 04451 957015

Lohne

Lindenstraße 10, 49393 Lohne 
Fon: 04442 3529

Nordenham

An der Gate 9, 26954 Nordenham 
Fon: 04731/21205

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Michael Zimball

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-1511
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4 
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-mail: bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven

Friedrich-Ebert-Straße 1, 27570 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: bremerhaven@dgb.de

Servicebüro Bremen-Nord

Lindenstraße 9, 28755 Bremen
Fon: 0421 663757

5 
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

Servicebüro Osterholz

Lange Str. 27
27711 Osterholz-Scharmbeck
Fon: 04791 981902
Fax: 04791 2216

6 
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 2233960
Fax: 04131 22339
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Trift 21, 29221 Celle
Fon: 05141 9204-10/-11
Fax: 05141 920444
E-Mail: celle@dgb.de

Servicebüro Walsrode

Quintusstraße 13, 29664 Walsrode
Fon: 05161 2092

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Gundolf Algermissen

Obergstraße 3, 38102 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Unsere Regionen, 
Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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Servicebüro Peine

Lindenstraße 34, 31224 Peine
Fon: 05171 766415
Fax: 05171 766450 
E-Mail: peine@igmetall.de

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1. 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Servicebüro Wolfenbüttel-Süd

Vorwerkstraße 11, 38315 Wolfenbüttel
Fon: 05334 1629

Servicebüro Helmstedt

Südstraße 2, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Servicebüro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884440
Fax: 05341 884420

8 
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Fred-Uwe Schulz

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Servicebüro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Klosterstraße 1, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark

Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 715665
Fax: 03931 216080
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzende: Dr. Elisabeth Martin

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 69300
Fax: 03941 443043
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Kleiner Berlin 2, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 7034-31/-32
Fax: 03445 703426

Büro Sangerhausen

Kornmarkt 1, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571798
Fax: 03464 571799
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Unsere Partner vor Ort

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Leiter: Carl-Bertil Schwabe

Dreyerstr. 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
www: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

Informations- und Dokumentationstelle
Gewerkschaften (IDSG)

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2C 
30167 Hannover
Fon: 0511 762-54 55 oder -46 96 
Fax: 0511 762-59 88
E-mail: winfried.kullmann@fbb.nlb-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39, 28209 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-mail: www-deg@barkhof.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-mail: tbsak@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V. 

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Humboldtstraße 15, 39112 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699 
Net: www.gaisa.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bender

Gredelfeldstr. 42, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de



Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel
Postfach 330440, 28334 Bremen
Fon: 0421 218327881
Fax: 0421 2182680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114 – 118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-14
Fax: 0541 3380777
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Lange Laube 32, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19145
Fax: 0511 762-19321
E-mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen –
Gewerkschaften TU Braunschweig

Ina Biethan, Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-mail: koop-son@tu-bs.de
Net: www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle@uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
Kooperationsstelle DGB – MLU
Franckesche Stiftungen

Franckeplatz 1, Haus 3, 06110 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523855
Fax: 0345 5527250
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